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Zusammenfassung 
Diese Arbeit untersucht das Ausmaß der post-politischen Strukturen in der gegen-
wärtigen internationalen Klimapolitik anhand der Analyse der Arbeit der Nicht-
Regierungsorganisation Climate Action Network International (CAN), eine Art Dach-
organisation von weltweit über 950 Umwelt-NGOs. Das „Politische“ im Gegensatz 
dazu, so unter anderem die Argumentation von Erik Swyngedouw, basiert nicht auf 
ökonomisch begründeten Entscheidungen, wie sie für das neoliberale und kapitalis-
tisch geprägte Klimaregime der Vereinten Nationen charakteristisch sind. Das Politi-
sche erfordert einen demokratischen Ansatz, der eine wirkliche sozioökologische und 
sozioökonomische Reorganisation ermöglicht. Dazu wurden nach den Prinzipien der 
Grounded Theory zunächst ausgewählte Publikationen von CAN analysiert. Unter-
sucht wurde dann vor allem CANs Wirken durch Veranstaltungen und die Publikation 
von Newslettern während der internationalen Klimaverhandlungen der United Na-
tions Framework Convention on Climate Change (UNFCCC). In Folge der oftmals 
unkritischen Heranziehung der Erkenntnisse des International Panel on Climate 
Change (IPCC) und dessen naturwissenschaftlicher Sichtweise sowie der hohen Pri-
orisierung finanzieller Maßnahmen in der Klimapolitik weist die Arbeit von CAN post-
politische Tendenzen auf. Die Anwendung von rhetorischen Mitteln wie Humor und 
Satire hingegen haben das Potential, Widerstand im Sinne des Politischen zu üben. 
Sie geben dem Widerstand Öffentlichkeit und greifen Elemente bestehender Struktu-
ren auf und stellen diese in neuen Kontext dar. Die Abkehr von einer einseitigen Per-
spektive auf den Klimawandel ist essentiell für wirklich politische Debatten, an deren 
Ende eine sozioökologische und -ökonomische Reorganisation des Systems stehen 
könnte. 
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1 Einleitung 
SWYNGEDOUW (2005, 2007, 2009, 2010, 2011, 2013a, 2013b) bezeichnet die derzei-
tige Klimapolitik als post-politisch, da sie grundsätzlich vom neoliberalen Kapitalis-
mus geprägt ist. So werden Entscheidungen eher aus ökonomischen Gründen, als 
auf Basis ideologischer Diskussionen und Meinungsverschiedenheiten getroffen – 
die jedoch für „echtes“ politisches Handeln Voraussetzung sind. Diese post-
politischen Verhältnisse haben zur Folge, dass sich technokratische und auf Kon-
sens basierende Diskurse und Bilder in der Gesellschaft verfestigen und eine Kon-
frontation von Meinungsverschiedenheiten nicht möglich ist. Der Klimawandel wird 
als die Erdbevölkerung bedrohendes Phänomen dargestellt und auf seine naturwis-
senschaftlichen Kennzahlen reduziert, d.h. sein sozialräumliches bzw. interdisziplinä-
res Wirken wird weitestgehend nicht betrachtet. Daraus resultiert eine Externalisie-
rung des allgemeinen Feindes CO2, den es schnellstmöglich aus der Atmosphäre zu 
vernichten gilt (ebd.). Dies hat zur Folge, dass sich von den eigentlichen Ursachen 
des Klimawandels, dem kapitalistischen Wirtschaftssystem, abgewandt wird. Vielfach 
wird im Klimaregime „Nachhaltigkeit“ als Maßnahme gegen die Bedrohung des Kli-
mawandels angestrebt – ohne, dass diese offenbare Lösung der ökologischen Prob-
leme konkretisiert wird und eine tatsächliche Neugestaltung sozioökologischer Inter-
aktionen in Erwägung gezogen wird. SWYNGEDOUW knüpft an die politikwissenschaft-
liche Debatte über die post-politische und post-demokratische Ära an und lehnt seine 
Argumentation an die politischen Theorien vor allem von CROUCH (2004), DIKEÇ 
(2005), MOUFFE (2002, 2005), RANCIÈRE (2006, 2008) und ŽIŽEK (2001, 2002) an. Das 
Argument der Post-Politik wird von unterschiedlichen Autoren aufgegriffen (z.B. BAR-

NETT 2012; FEATHERSTONE & KORF 2012; GEISER 2012; NORTH 2010; SPENCER 2012) 
und mit Bezug auf die staatliche Ebene der internationalen Klimaverhandlungen (z.B. 
KYTHREOTIS 2012), und auch mit der Betrachtung zivilgesellschaftlicher Akteure un-
tersucht (z.B. CHATTERTON et al. 2013; FEATHERSTONE 2013). FEATHERSTONE und 

KORF (2012), die sich von der post-politischen These abgrenzen, geben beispiels-
weise einen Überblick zur Debatte über das Verständnis des Politischen, des erzeu-
genden Effekts durch das Politische und über verschiedene Interpretationen des 
Demokratischen. So sieht BARNETT (2012) z.B. das Politische getrennt vom Demo-
kratischen, wobei letzteres auf Abwägung und Gegenüberstellung basiert. Im Ge-
gensatz dazu gründet die RANCIÈRE’sche Politik auf einer radikalen Demokratie, in 
der jene im bestehenden System nicht Anerkannten anerkennt werden. Andere Auto-
ren erklären mit der post-politischen These bestimmte soziale und politische Verhält-
nisse oder wenden sie auch auf bestimmte Fälle empirisch an (z.B. CELATA & SANNA 
2012; DZUDZEK 2013; KENIS & MATHIJS 2014a, 2014b; KOTHARI 2013; MASON & WHI-

TEHEAD 2012). Des Weiteren bemerken auch GOONEWARDENA und RANKIN (2004) und 
SADER (2002) ein Verhalten von Nicht-Regierungsorganisationen (NGOs) jenseits 
radikaler Demokratie und Forderungen innerhalb des neoliberalen kapitalistischen 
Systems, anstelle das System selbst zu hinterfragen und Alternativen zu benennen. 

KENIS und MATHIJS (2014a) vergleichen die Anforderungen an ein politisches Subjekt 
gemäß Rancière, Mouffe und Laclau mit dem Widerstand der NGO Climate Justice 



 Kapitel 1: Einleitung  

 2 

Action (CJA). Die vorliegende Arbeit hat den Widerstand des Climate Action Network 
International (CAN) in den internationalen Klimaverhandlungen der Vereinten Natio-
nen (UN) auf seinen politischen Charakter gemäß politischer Definitionen in erster 
Linie nach SWYNGEDOUW überprüft. CAN ist ein Netzwerk von über 950 Umwelt-
NGOs, das sich für deren Interessen im Sinne einer nachhaltigen Umwelt und eines 
milderen Klimawandels einsetzt (CAN 2015). Kapitel 2 soll zunächst einen Überblick 
über das internationale Klimaregime und seine Strukturen, vor allem in Bezug auf 
NGOs, geben. Darauf folgt im 3. Kapitel eine Erläuterung des post-politischen Argu-
ments und der Anforderungen, die insbesondere gemäß BUTLER (2006, 2011 [1993]), 
RANCIÈRE (2006, 2008) und SWYNGEDOUW ein politisch handelndes Subjekt zu erfül-
len hat. Um als Widerstand im Klimaregime politisch zu agieren, muss dieser die Lo-
gik des neoliberalen Rahmens aufgreifen und umkehren, sodass der Widerstand in 
der bestehenden RANCIÈRE’schen polizeilichen Aufteilung Anerkennung erhält. Dabei 
muss weiterhin das Ökonomische als „politisches“ (polizeiliches) Instrument im Kapi-
talismus abgelöst werden, damit Dissens wieder möglich wird (SWYNGEDOUW 2007). 
Um den demokratischen Anforderungen im Sinne des Politischen gerecht zu werden, 
müssen alle Möglichkeiten, die für eine Neugestaltung der bestehenden Verhältnisse 
existieren, berücksichtigt werden. Dies erfordert eine Anerkennung der verschiede-
nen sozialen Gruppen und ihren individuellen Interaktionen mit der Umwelt (ebd.). 
Außerdem verlangt SWYNGEDOUWS Ansatz die Betrachtung des Klimawandels und 
der Klimapolitik aus einer Perspektive, die einer geographischen Sichtweise ent-
spricht (z.B. HULME 2008). Denn die Geographie erfasst die Problematik des Klima-
wandels sowohl aus naturwissenschaftlicher, als auch aus sozialwissenschaftlicher 
Sicht. 

Um die Hauptmotivationen von CAN herauszufinden, wurde mit der Methode der 
Grounded Theory ein Konzept über die Beweggründe von CAN herausgearbeitet. 
Das Konzept nach dieser Methode, die in Kapitel 4 vorgestellt wird, erfasst die 
Pfadabhängigkeit der Handlungsweisen der Organisation (z.B. GEISELHART et al. 
2012; CHARMAZ 2006), wie es im radikal demokratischen und politischen Sinne erfor-
derlich ist. Während der Klimaverhandlungen der United Nations Framework Con-
vention on Climate Change (UNFCCC) publiziert CAN regelmäßig den Newsletter 
ECO und veranstaltet kurze Inszenierungen und Auftritte, genannt „Fossil of the 
Day“, über die CAN danach berichtet. Diese drei Formen des Ausdrucks wurden 
ausgewertet und analysiert. „Fossil of the Day“ ist ein Preis, den CAN bei den UN-
Klimaverhandlungen an das Land vergibt, das sich in den Verhandlungen am we-
nigsten nach CANs Vorstellungen und Prinzipien verhält. Im Anschluss an die Analy-
se der Handlungsweisen, die CANs Widerstand prägen, und an die Herausstellung 
von CANs Motivationen in Kapitel 5 wurden diese nach den zuvor dargelegten An-
forderungen an das politische Subjekt untersucht. Wie auch einige andere NGOs, 
z.B. CJA oder die Pan African Climate Justice Alliance (PACJA), vertritt auch CAN 
das Argument der Klimagerechtigkeit. CHATTERTON et al. (2013) und FEATHERSTONE 
(2013) vertreten die Auffassung, dass das Argument der Klimagerechtigkeit einen 
politischen Raum bietet. KENIS und MATHIJS (2014a) jedoch stellen in CJAs Engage-
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ment für Klimagerechtigkeit post-politische Eigenschaften fest. Ähnliche Ergebnisse 
brachte auch die vorliegende Untersuchung von CAN zutage, da CAN Klimagerech-
tigkeit und öffentliche Klimafinanzierungen fordert und es einerseits schafft, das neo-
liberale Gefüge zu entkräften. Dabei zeigt sich ein besonderes Potential der rhetori-
schen Mittel Humor und Satire, durch die CAN die Logik der Nicht-Anerkennung von 
Widerstand im Neoliberalismus umkehrt. Andererseits bewegt sich CAN aber wei-
testgehend im post-politischen Rahmen des Klimaregimes, indem überwiegend die 
internen Mechanismen des Klimaregimes anstelle seines äußeren Rahmens thema-
tisiert werden und somit die Vielfältigkeit einer sozioökonomischen Ordnung nicht 
anerkannt wird. Und wie auch CJA lässt CAN somit keine „unvorhergesehene politi-
sche Zukunft“ (BUTLER 2006: 252) zu, die eine Neugestaltung der bestehenden    
sozioökonomischen Aufteilung ermöglichen würde. 

 

2 Das internationale Klimaregime 
Der Klimawandel ist ein multisektorales Phänomen, das auf allen Ebenen und in al-
len Ländern wirksam ist (z.B. TANNER & ALLOUCHE 2011). Daher gestaltet sich das 
internationale Klimaregime als ein komplexes Netzwerk zwischen verschiedenen 
staatlichen, interstaatlichen und zivilgesellschaftlichen Akteuren. Sie erfüllen unter-
schiedliche Funktionen, sind z.B. an der Finanzierung beteiligt wie die Weltbank,  
oder betreiben wissenschaftliche Analysen wie das Intergovernmental Panel on   
Climate Change (IPCC), und sind auf unterschiedlichen Ebenen aktiv, um den      
klimatischen Wandel und seine Folgen überwiegend naturwissenschaftlich (siehe 
z.B. HULME 2008) zu mildern und zu managen. Im Folgenden sollen die wichtigsten 
Akteure genannt werden. 

 

2.1 Die UNFCCC als Hauptakteur 
Die Rahmenkonvention zum Klimawandel der Vereinten Nationen – die United Na-
tions Framework Convention on Climate Change (UNFCCC) – stellt das Hauptele-
ment der internationalen Klimapolitik dar. Sie trat 1994 in Kraft, nachdem sie von 154 
Staaten unterzeichnet worden war. Zuvor veröffentlichte das Intergovernmental Pa-
nel on Climate Change (IPCC) seinen ersten Bericht zur Beurteilung des Klimawan-
dels – bedingt durch den Anstieg der anthropogenen Treibhausgasemissionen – und 
seinen Auswirkungen. So war das Ziel der UN-Konvention eine Stabilisierung der 
Treibhausgasemissionen in der Atmosphäre, und die Industrienationen verpflichteten 
sich 1997 im Kyoto-Protokoll zur Reduktion ihrer Emissionen (BULKELEY & NEWELL 

2010: 18; UNFCCC 2014a). 

Das wichtigste Organ der Klimarahmenkonvention ist die Vertragsstaatenkonferenz – 
die Conference of the Parties (COP). Sie vertritt alle 195 Staaten, die der Konvention 
angehören (UNFCCC 2014a). Sie entscheidet über die Umsetzung und die Rechts-
instrumente des Abkommens und auch des Kyoto-Protokolls (ebd.). Das IPCC dient 
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der Überprüfung und Beurteilung sowie der Bereitstellung wissenschaftlicher Infor-
mationen zum Klimawandel, auf denen die Zielsetzungen der UNFCCC basieren. 
Das Hauptziel der UNFCCC ist eine Stabilisierung der Treibhausgase in der Atmo-
sphäre, sodass eine zukünftige langfristige Störung des Klimasystems ausgeschlos-
sen werden kann (UNFCCC 2014b). Im Zuge dieser Stabilisierung sollen sich Öko-
systeme auf natürliche Weise an die Klimaveränderungen anpassen können sowie 
die Sicherheit einer nachhaltigen Nahrungsmittelproduktion und wirtschaftliche Ent-
wicklung sollen gewährleistet werden (ebd.). Das Ziel ist es, dass sich die Erdat-
mosphäre um nicht mehr als 2°C (auch 1,5°C stehen zur Debatte) über vorindustriel-
len Temperaturen erwärmt. Die Ziele der UNFCCC sollen durch Klimaschutz („miti-
gation“) und Klimaanpassung („adaptation“) erreicht werden. Klimaschutzmaßnah-
men sind die Reduzierung von Treibhausgasemissionen und die Herstellung von 
Treibhausgassenken, insbesondere durch Initiativen der Industrieländer. Verschie-
dene, vor allem Markt-basierte Klimapolitikinstrumente, wie der Handel mit Emissio-
nen, sollen hierfür Anreize setzen. Die Mechanismen der UN-Konvention sind in das 
System der freien Marktwirtschaft eingebettet (z.B. BULKELEY & NEWELL 2010), was in 
Zusammenhang mit dem Argument der Ent-Politisierung der Klimapolitik steht und 
worauf im weiteren Verlauf der Arbeit ausführlich eingegangen wird. 

Bei der Klimaanpassung geht es darum, ökologische, soziale oder ökonomische Sys-
teme an die klimatischen Veränderungen und ihre Auswirkungen anzupassen und so 
eventuelle Schäden zu verhindern. Initiativen zur Klimaanpassung sind in erster Linie 
für die Länder gedacht, die hinsichtlich des Klimawandels am vulnerabelsten sind. 
Durch Mechanismen wie „Loss & Damage“, das „Nairobi Work Programme“, „Natio-
nal Adaptation Plans“ und „National Adaptation Programmes of Action“ werden Wis-
sen und Technologien vermittelt, um nationale Bedürfnisse zur Schadensminderung 
mittel- und langfristig zu adressieren (UNFCCC 2014c). 

 

2.2 Klimaverhandlungen der UNFCCC und teilnehmende Akteure 
Seit 1995 finden jährlich die UN-Klimakonferenzen statt, bei denen sich alle Ver-
tragsstaaten treffen, um über die Klimaschutzmechanismen der UNFCCC zu beraten 
und zu verhandeln. Sie gestalten die internationale Klimapolitik in entscheidendem 
Ausmaß. Viele Akteure mit unterschiedlichen Interessen sind in die Verhandlungs-
prozesse der UNFCCC involviert. An dem Verhandlungsprozess der UNFCCC neh-
men sowohl staatliche als auch nichtstaatliche Institutionen bzw. Zusammenschlüsse 
teil. Auch multilaterale Beschlüsse, Institutionen, „Klubs“ (KEOHANE & VICTOR 2011: 
10) oder informelle Foren wie die Gruppe der Sieben und die Gruppe der Acht 
(G7/G8), und die Gruppe der 20 (G20), die sich durch den Zusammenschluss mehre-
rer Regierungen formiert haben, spielen eine wichtige Rolle im Verhandlungspro-
zess. Ein Beispiel für den Zusammenschluss vulnerabler Staaten ist die Alliance of 
Small Island States (AOSIS), deren 44 Inselstaaten in Afrika, in der Karibik, im Mit-
telmeer, im Indik, im Pazifik und im Südchinesischen Meer (AOSIS 2015) durch ihre 
geringe Höhe über dem Meeresspiegel besonders verwundbar mit Hinblick auf die 
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klimatischen Veränderungen sind. Die Zusammenschlüsse zwischen den Ländern 
erleichtern die Gestaltung des Verhandlungsprozesses, weil Vereinbarungen bereits 
auf höchster Regierungsebene getroffen werden (BULKELEY & NEWELL 2010: 18). Da 
der Klimawandel eine Vielzahl von Sektoren betrifft, die miteinander interagieren, 
nehmen auch nicht-klimaspezifische Organisationen außerhalb der UNFCCC, wie 
z.B. die Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD), 
am Prozess teil (MICHONSKI & LEVI 2010: 5; TANNER & ALLOUCHE 2011: 2). 

Dennoch erschwert die Vielzahl verschiedener Akteure die Einigung im Verhand-
lungsprozess. Bereits bei der Reduktion der Treibhausgasemissionen entstehen 
Konflikte. Der Ausstoß von Treibhausgasen erfolgte, gemäß wissenschaftlichen 
Kenntnissen, bisher hauptsächlich durch die Industrieländer und besonders benach-
teiligt sind durch ihre hohe Vulnerabilität vor allem die Länder des globalen Südens 
(z.B. NEWELL 2005). Häufig steht zur Frage, wie die Industrieländer die vulnerablen 
Länder und Gemeinschaften finanziell und technisch unterstützen können und soll-
ten, welches Land wie stark seine Emissionen einsparen sollte und welche Mecha-
nismen und Instrumente die effektivste Wirkung haben (ebd.). Die Verantwortung wie 
auch die Folgen sind weltweit ungleich verteilt (ebd.). Die industriellen Prozesse je-
doch bringen neben den ökologischen Schäden gleichzeitig ökonomische Vorteile. 
Die Interessen der Staaten divergieren daher oft, was die Einigung in den internatio-
nalen Verhandlungen erschwert. So z.B. beim 15. Treffen der COP 2009 in Kopen-
hagen, bei dem keine Einigung auf ein rechtsverbindliches Abkommen erreicht wer-
den konnte, sondern nur unverbindliche Vereinbarungen verfasst wurden (Bundesre-
gierung 2015). Des Weiteren sollte das 20. Treffen der COP 2014 in Lima (COP20) 
die Verhandlungen im Dezember 2015 (COP21) vorbereiten, bei denen ein neues 
rechtliches Abkommen zur Minderung der Treibhausgasemissionen ab 2020 be-
schlossen werden soll. Jedes Land soll vorbereitend für die COP21 im Dezember 
2015 in Paris in Form sogenannter Intended Nationally Determined Contributions 
(INDCs) einen Plan für seine zukünftige Emissioneneinsparung einreichen. Diese 
INDCs sollen für ihre Vergleichbarkeit und die Messbarkeit der Ergebnisse gemein-
same Vorgaben besitzen (ebd.). Konkrete rechtsverbindliche und finanzielle Vorga-
ben für das Abkommen, das Ende 2015 in Paris entstehen soll, konnten aufgrund der 
vielen Uneinigkeiten während der COP20 jedoch nicht beschlossen werden 
(GOLDENBERG 2014; BAUCHMÜLLER 2014). Bis zur Klimaverhandlung 2015 in Paris 
fanden und finden noch vorbereitende Treffen der Ad Hoc Working Group on the 
Durban Platform for Enhanced Action (ADP) statt, um Entwürfe für das Abkommen 
zu erstellen. 

Eine Einigung zwischen den heute 195 UNFCCC-Mitgliedsländern und der Fortschritt 
in Richtung einer Lösungsfindung für die globalen ökologischen Probleme gestalten 
sich somit insgesamt schwierig und relativ langwierig. Einige Autoren begründen die-
sen mangelhaften Fortschritt sowie eine Fehladressierung ökologischer Probleme mit 
dem Argument der Ent-Politisierung der Klimapolitik, die in Kapitel 3 erläutert werden 
soll. 
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2.3 Nichtstaatliche Akteure 
Neben Regierungs- und politikberatenden Organisationen haben auch einige Nicht-
Regierungs-Organisationen (NGOs) sowie Forschungsinstitute einen großen Einfluss 
in der internationalen Klimapolitik (z.B. BETZOLD 2013). Durch ihr konstantes Enga-
gement und ihren Widerstand können sie die Klimapolitik beeinflussen, und können 
auch neue Perspektiven in den Verhandlungsprozess einbringen. Zu den Strategien 
und Methoden der NGOs, um die Delegierten der Verhandlungen und die Zivilgesell-
schaft zu adressieren, gehören beispielsweise Kampagnen und die Mobilisierung der 
Zivilgesellschaft (z.B. ebd.; BINDERKRANTZ 2005). Sie haben auch die Möglichkeit, an 
Verhandlungsprozessen teilzunehmen und durch Lobbying zu intervenieren (ebd.; 
BULKELEY & NEWELL 2010: 19). Beispielsweise treten sie in Pressemitteilungen für 
ihre Standpunkte ein, oder halten während der internationalen UN-
Klimaverhandlungen ihre eigenen Veranstaltungen und Stände als sogenannte „side 
events“, „other/outside events“ oder „additional activities“ (UNFCCC 2014d), die nach 
offizieller Anmeldung für NGOs (UNFCCC 2012) eine Möglichkeit darstellen, sich 
(kritisch) zu äußern. Sowohl während, als auch außerhalb der Klimaverhandlungen 
bringen NGOs ihre Meinung und Kritik zum Ausdruck und tragen zur allgemeinen 
Bewusstseinsbildung bei, auch über Internetauftritte oder Newsletter. Neben dem 
Newsletter ECO von CAN dient auch der Newsletter Earth Negotiations Bulletin 
(ENB) des International Institute for Sustainable Development (IISD) (IISD 2015) ei-
nerseits der kritischen Äußerung, und andererseits der Bereitstellung von Informatio-
nen über den Verhandlungsprozess. CAN ist ein Netzwerk von über 950 NGOs aus 
mehr als 100 Ländern (CAN International 2015), das stellvertretend für die Interes-
sen der NGOs seine Standpunkte und Forderungen bei Verhandlungsprozessen wie 
beim Prozess des Kyoto-Protokolls (BETSILL 2008: 46f.) regelmäßig zum Ausdruck 
bringt. Manche Autoren (z.B. BINDERKRANTZ 2005) unterscheiden zwischen direkten 
und indirekten Aktivitäten, die jedoch nicht separat angewandt werden, sondern mit-
einander in Beziehung stehen. Eine Unterscheidung und Verortung des Widerstands 
soll bei der Analyse von CANs Handlungsweisen jedoch zunächst nicht erfolgen, da 
eine solche Annahme die Bildung einer Grounded Theory verfälschen würde (siehe 
Kapitel 4). 

Andere wichtige internationale Organisationen, die bei den UN-Klimaverhandlungen 
auch als „Observer“ vertreten sind, sind z.B. die Pan African Climate Justice Alliance 
(PACJA), Climate Justice Action (CJA), Climate Justice Now! (CJN), Greenpeace, 
der World Wide Fund For Nature (WWF), Action by Churches Together Alliance 
(ACT Alliance), das International Institute for Sustainable Development (IISD), der 
International Council for Local Environmental Initiatives (ICLEI) und das Carbon Dis-
closure Project (CDP), um nur einige zu nennen (siehe UNFCCC 2014e). Ihre Zu-
sammenschlüsse sind nicht in erster Linie territorial gebunden, sondern basieren auf 
gemeinsamen Werten. Sie streben meist eine stärkere Integration der Zivilgesell-
schaft im Klimaregime an (z.B. PACJA 2015a), und einige dieser Organisationen, wie 
CAN, CJA und PACJA, vertreten das Argument der Klimagerechtigkeit (z.B. 
FEATHERSTONE 2013; CHATTERTON et al. 2013; BOND 2011; KENIS & MATHIJS 2014a). 
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Sie kritisieren die Markt-basierten Strukturen der internationalen Klimapolitik – „trade 
liberalisation, privatisation, forest carbon markets, agrofuels and carbon offsetting“ 
(CJN 2015) –, die starke ungleiche Verhältnisse zwischen dem globalen industriali-
sierten Norden und dem globalen Süden hervorrufen (ebd.), und verlangen mehr 
Gleichheit im Klimaregime (PACJA 2015b). 

 

2.4 Methoden und Präsenz von Climate Action Network International 
Der Fokus der vorliegenden Arbeit liegt auf der Präsenz von CAN in den UN-
Klimaverhandlungen ab Beginn der COP20 in Lima, Peru. CAN als Organisation 
bzw. Netzwerk von Umwelt-NGOs (CAN International 2015) stellt Informationen über 
Diskussionen, Entscheidungen und Ergebnisse der Treffen der Staaten während der 
Klimaverhandlung, sowie über nationale Klimapolitiken, bereit, und nimmt gleichzeitig 
hierzu Stellung. Dies findet in allen drei untersuchten Formen des Ausdrucks statt: im 
Newsletter ECO, in der Preisvergabe „Fossil of the Day“ und in den darauffolgenden 
Berichten über die Preisvergabe. Diese Methoden sollen hier kurz vorgestellt wer-
den. In Kapitel 5 wird detaillierter auf die Inhalte und Strategien von CAN eingegan-
gen. 

Die Newsletter werden täglich während jeder UN-Klimaverhandlung stellvertretend 
für die Mitgliedsorganisationen von CAN auf Englisch, Spanisch und Französisch 
publiziert. Viele Delegierte nutzen die Newsletter, um über den aktuellen Stand des 
Verhandlungsprozesses informiert zu sein (BETSILL 2008: 47). Sie werden täglich auf 
der CAN International Website1 veröffentlicht und auf dem online-Netzwerk Twitter 
weist CAN darauf hin. Auch vor Ort wird der Newsletter als Handzettel verteilt. Die 
Newsletter haben immer eine Länge von zwei bis vier Seiten und berichten auch 
über den „Fossil of the Day“-Preis. 

Der „Fossil of the Day“-Preis findet überwiegend auf Englisch, aber auch auf Spa-
nisch statt. Er basiert auf Wahlen der CAN-Organisatoren, wie es der Sprecher – im 
Dezember 2014 in Lima war es Kevin Buckland – bei der Preisvergabe erwähnt. Der 
„Fossil of the Day“-Preis wird an diejenigen Länder vergeben, die nach CANs Mei-
nung den Verhandlungsprozess am meisten aufhalten (siehe Kapitel 5). Die Preis-
vergabe findet regelmäßig vor Ort statt (UNFCCC 2014d). Sie gestaltet sich so, dass 
sich der Sprecher und einige „Schauspieler“, wahrscheinlich Mitglieder von CAN, an 
ein zufälliges Publikum vor Ort richten. CAN kündigt die „Fossil of the Day“-Aktion an, 
es werden jedoch keine Stühle für ein vorbestelltes Publikum aufgestellt, sondern 
Interessierte, die vor Ort sind, bleiben stehen und schauen zu. Die „Auftritte“ der 
Preisvergabe werden gefilmt und noch am selben Tag auf der Website von CAN In-
ternational und auf dem Online-Videoportal YouTube hochgeladen. Die Inszenierung 
der „Fossil of the Day“-Preisvergabe findet seit 2009 jährlich an jedem Tag während 
der COP vor Ort statt (CAN International 2009; siehe auch UNFCCC 2014d) und 
dauert zwischen zehn und zwanzig Minuten. 
                                                       
1 http://www.climatenetwork.org/ 

http://www.climatenetwork.org/
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Die Videoberichte werden ebenfalls noch am selben Tag auf der Website von CAN 
International und auf YouTube hochgeladen. Buckland richtet sich hier, im Gegen-
satz zur Preisvergabe, offensichtlich nicht an ein größeres Publikum vor Ort, sondern 
an die Online-Zuschauer. Die Berichterstattungen finden am selben Ort wie die „Fos-
sil of the Day“-Aktion statt. Sie erfolgen in englischer Sprache und dauern etwa zwei 
bis fünf Minuten. 

Der Widerstand von CAN soll in Kapitel 5 auf seine Motivationen hin analysiert wer-
den und diese mit den Anforderungen an politische Handlungen gemäß SWYNGE-

DOUW und auch nach BUTLER und RANCIÈRE verglichen werden. Dies soll zeigen, ob 
der Widerstand über das Potential verfügt, die ökologischen Probleme anders als in 
der bisherigen Klimapolitik, bzw. nach SWYNGEDOUW ihre tatsächlichen Ursachen zu 
adressieren. 

 

3 Die These des Post-Politischen 
Dieses Kapitel dient der Vorstellung der post-politischen Argumentation hauptsäch-
lich nach SWYNGEDOUW, um nachher die Anforderungen an einen politischen Wider-
stand im Klimaregime herauszustellen. 

 

3.1 Klimapolitik unter post-politischen Verhältnissen 
Der Rahmen, in den das derzeitige Regime der internationalen Klimapolitik eingebet-
tet ist, wird von SWYNGEDOUW (2005, 2007, 2009, 2010, 2011, 2013a, 2013b) als 
post-politisch, post-demokratisch und populistisch bezeichnet. SWYNGEDOUWs Argu-
mentation greift vor allem die Theorien und Definitionen von Politik von CROUCH 

(2004), DIKEÇ (2005), MOUFFE (2002, 2005), RANCIÈRE (2006, 2008) und ŽIŽEK (2001, 
2002) auf. Die Voraussetzungen dieser Theorien, um tatsächliche Politik zu betrei-
ben, werden im Klimaregime nicht erfüllt. Entscheidungen, die zuvor auf staatlicher 
Ebene getroffen wurden, werden nun im Wesentlichen auf Ebene der internationalen 
Zusammenschlüsse des Klimaregimes getroffen (SWYNGEDOUW 2013a: 144). Damit 
werden staatliche Funktionen externalisiert und dezentralisiert, und neue internatio-
nale Akteure und Handlungen dominieren im Klimaregime. Die „Regierung des Stär-
keren“ (RANCIÈRE 2008: 40) verschiebt sich vom Staat zu diesen Institutionen und 
Netzwerken von Akteuren. Diese „Umstrukturierung spielt sich in einem sich konsoli-
dierenden neoliberalen ideologischen Gemeinwesen ab“ (SWYNGEDOUW 2013a: 144). 
Das Klimaregime gestaltet sich in Form einer Regierung jenseits des Staates und 
jenseits eines politischen Terrains, da stets das Ökonomische den Staat in seiner 
Rolle als politische Entscheidungsmacht ablöst (SWYNGEDOUW 2005, 2007, 2013a). 
Das Klimaregime basiert auf Markt-basierten Mechanismen, womit gemäß SWYNGE-

DOUW die Ursachen für die derzeitigen ökologischen Probleme nicht adressiert wer-
den, da der Fokus weiterhin auf globalem Wirtschaftswachstum liegt, das ja die öko-
logischen Probleme überhaupt hervorgerufen hat. Systemkritische und ideologische 
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Diskussionen, die die einseitige ökonomische Fokussierung infrage stellen würden 
und „echtem“ politischen Handeln entsprechen würden, finden im Klimaregime nicht 
statt. 

In der RANCIÈRE’schen polizeilichen Staatsordnung wird die Gesellschaft unter die 
Gesetze einer bestimmten Logik gestellt. Damit wird nach RANCIÈRE (2008) versucht, 
eine Demokratie auszulöschen, in der jedoch Widerstand (die sogenannten „Anteillo-
sen“) eine Anerkennung erfahren würde (ebd.). Dasselbe geschieht auch innerhalb 
des Klimaregimes. Die Netzwerke zwischen Gruppen, Institutionen und Zusammen-
schlüssen regulieren (anstelle des Staates) das Regime und ihr politisches Tun findet 
in Form eines „managerhaften Regierungsansatzes“ statt. ŽIŽEK (2002: 303) formu-
liert dies folgendermaßen: „Staatliches Regieren wird zu einer betriebswirtschaftli-
chen Funktion umgedeutet und seiner genuin politischen Dimension beraubt“. Das 
bedeutet, dass Entscheidungen, Forderungen, und auch wissenschaftliche Kenntnis-
se über die globalen klimatischen Veränderungen, die von einer bestimmten Per-
son/Gruppe oder einem bestimmten Gesetz ausgehen, z.B. der UNFCCC oder dem 
IPCC, von weiteren Experten, Eliten und Netzwerken nur verwaltet und ausgeführt 
werden. Nach ŽIŽEK (2001: 281f.) wird bei der bloßen Regulierung und Ausführung 
der Entscheidungen und Forderungen von Eliten das Tun allein auf seinen Inhalt re-
duziert, ohne, dass dieses selbst infrage gestellt wird. So zeichnet sich diese Form 
der Regierung durch Markt-basierte Handlungsweisen aus, die sich nur innerhalb 
dessen bewegen, was im Rahmen des bestehenden Systems möglich ist. Auch Dis-
kussionen sind überwiegend technokratisch geprägt (SWYNGEDOUW 2007, 2010, 
2013a), d.h. sie sind auf das Funktionieren durch Verwaltung innerhalb des „neolibe-
ralen ideologischen Gemeinwesens“ (siehe oben) gerichtet. Dadurch sind und blei-
ben Leistungen und Handlungen innerhalb des Systems allgemein vergleichbar. Dies 
macht das Regime mit seinen Akteuren, Regierungs- und Nicht-
Regierungsorganisationen, berechenbar und führt dazu, dass sich bestimmte Struk-
turen verfestigen (GOONEWARDENA & RANKIN 2004; SADER 2002; SWYNGEDOUW 
2013a). 

Innerhalb dieser verfestigten „Polizeiordnung“ herrscht allgemeiner Konsens über die 
Prinzipien, die diese Ordnung gestalten. Bestimmte Definitionen und Prinzipien, z.B. 
des Naturbegriffs, verfestigen sich als universelle Wahrheiten (SWYNGEDOUW 2009). 
Die Natur wird allein auf ihre naturwissenschaftlichen Kennzahlen reduziert, gemäß 
derer sie als gefährdet gilt und nachhaltig sein soll (SWYNGEDOUW 2007; 2009: 373; 
2010: 217; auch HULME 2008). Die vielfältigen Bedeutungen aber, die der Begriff 
„Natur“ je nach Perspektive annehmen kann, werden in einem technokratischen 
Rahmen nicht (an)erkannt (SWYNGEDOUW 2007, siehe unten). Diese einseitige, von 
Experten ausgehende Sichtweise auf die Natur wird im Klimaregime und von der all-
gemeinen Öffentlichkeit unkritisch übernommen und durch die Akteure des Klimare-
gimes, wie Wissenschaftler, Politiker, Aktivisten und Unternehmer, mobilisiert (ebd.: 
21). Dieser konsensuelle Zustand der spätkapitalistischen Ära (SWYNGEDOUW 2005) 
wird von RANCIÈRE (2008) als „polizeiliche Ordnung“ bezeichnet, und wird weiterhin 
von SWYNGEDOUW und anderen Autoren als post-politischen und populistischen Zu-
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stand definiert. 

Das post-politisch und populistisch geprägte Klimaregime zeichnet sich nun durch 
einen allgemein verfestigten Konsens dahingehend aus, dass sich die Erdbevölke-
rung in einer apokalyptischen ökologischen Krise befindet (SWYNGEDOUW 2010: 215; 
IPCC 2014) und, dass es keine Alternative zum bestehenden technokratischen und 
kapitalistischen System gibt, in dem Regierungen, Eliten und Experten dominieren. 
Kritik und Widerspruch werden aus der öffentlichen Debatte ausgeschlossen (MOUF-

FE 2005; SCHMITT 1976) und „politische Eliten“ tragen dazu bei, den Konsens auf-
recht zu erhalten (SWYNGEDOUW 2010: 215). So werden Dissens (RANCIÈRE 2008), 
Meinungsverschiedenheiten und Konflikte, die die vorherrschenden neoliberalen und 
kapitalistischen Strukturen anzweifeln, vom öffentlichen Terrain ausgelöscht. Der 
Neoliberalismus, der ein Liberalismus ist, in dem auch der Staat eine Rolle spielen 
kann (z.B. MAY 2008: 45), ruft diesen Zustand hervor und verstärkt ihn. Denn ein Li-
beralismus geht von einem harmonischen allgemeinen Konsens hinsichtlich einer 
Entscheidung aus, zu der alle Individuen gleichermaßen beigetragen haben. In dem 
Moment der Entscheidung würden jedoch Widerstand und Konfrontation die Ent-
scheidung selbst verhindern, weshalb eben Widerstand und Meinungsverschieden-
heiten im Neoliberalismus allgemein verneint werden (MOUFFE 2005: 10ff.). Eine 
grundsätzliche Infragestellung dieser bestehenden Ordnung und Prinzipien wird also 
unmöglich, da ein solches System keinen Raum für divergierende Meinungen und 
Entscheidungen zulässt. 

Damit einher geht auch eine post-demokratische Situation (z.B. SWYNGEDOUW 2010, 
2013a, 2013b), da eben Kritik von Seiten der Öffentlichkeit ausgeschlossen wird und 
jene „Teile und Anteile der Anteillosen“, das sogenannte „Supplement“ der Gesell-
schaft, nicht gezählt werden (RANCIÈRE 2008). RANCIÈRE (ebd.) bezeichnet diesen 
jetzigen Zustand als „polizeiliche Ordnung“ und die „Aufteilung des Sinnlichen“, in der 
eine „Übereinstimmung der Funktionen, Plätze und Seinsweisen“ (ebd.: 32) der sozi-
alen Gruppen herrscht, und aus der das Supplement prinzipiell ausgeschlossen wird. 
Dies äußert sich darin, dass die Netzwerke der Institutionen gemeinsame Werte und 
Ansichten teilen und daher gemeinsame Ziele verfolgen, wie z.B. die starke Reduzie-
rung der Treibhausgasemissionen, ein nachhaltiger Klimaschutz und eine nachhalti-
ge Klimaanpassung. Meinungsverschiedenheiten existieren nicht bezüglich dieser 
Rahmen gebenden Werte und Ziele, und genauso wird auch das allgemeine Konzept 
des Begriffs „Natur“ nicht in seinen vielfältigen Bedeutungen anerkannt, sondern ho-
mogenisiert (SWYNGEDOUW 2009). Der Klimawandel wird im allgemeinen Diskurs als 
rein naturwissenschaftliches Phänomen betrachtet, und weniger aus Sicht der Sozi-
alwissenschaften oder als interdisziplinäres Phänomen (z.B. HULME 2008; SWYNGE-

DOUW 2013b: 2). Auch strebt innerhalb des post-politischen Zustands die Mehrheit 
der Institutionen des Klimaregimes ein stabiles und nachhaltiges Klima an sowie eine 
Anpassung an dieses (siehe Kapitel 2), und setzt diese Bedeutungen des Natur- und 
des Klimabegriffs als allgemeingültig durch (SWYNGEDOUW 2009). Der Natur- bzw. 
Klimabegriff lässt sich in SWYNGEDOUWs konstruktivistisch geprägter Sichtweise je-
doch nicht fixieren (ebd.). Die kritische Betrachtung der Ordnung im Sinne „echten“ 
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politischen Handelns findet im post-politischen Rahmen nicht statt oder findet kein 
Gehör (ebd.). 

Das populistische Verhalten innerhalb des post-politischen Zustands des Klimare-
gimes wirkt sich des Weiteren auf das allgemeine, auf breiter Übereinstimmung ba-
sierende Bild bzw. die Darstellung der Klimawandelkrise aus und erhält dieses auf-
recht (SWYNGEDOUW 2010, 2013a). Einige Argumente, die nach SWYNGEDOUW be-
sonders die populistischen Verhältnisse innerhalb des Klimaregimes auszeichnen, 
sollen hier kurz genannt werden. Erstens wird ein Bild des Klimawandels als allge-
meine Bedrohung der Erdbevölkerung verbreitet, sodass „[die] Leute insgesamt“ 
(SWYNGEDOUW 2013a: 149), also eine homogene universalisierte Erdbevölkerung, als 
die Opfer der klimatischen Krise dargestellt werden. Die Verbreitung dieser starren 
apokalyptischen Bilder lässt Kritik und die Anerkennung der Bedeutungsvielfalt und 
Kontingenz der Natur und des Klimawandels erst gar nicht zu (SWYNGEDOUW 2009: 
373; MOUFFE 2005), und hat eine Homogenisierung der Gesellschaft zur Folge. Und 
zwar in der Form, dass die Gesellschaft in verschiedene, homogene Gruppen einge-
teilt werden (z.B. der globale Süden als vulnerabel und als Leidtragender, und der 
globale Norden als resilient und als „Geldgeber“). So wird das Bild der katastropha-
len Bedrohung verstärkt (SWYNGEDOUW 2010: 221). Außerdem findet eine Externali-
sierung der Natur statt, mit der die Akteure ihr „politisches“ Handeln legitimieren. 
Diese Legitimierung verhindert, dass über weitere Gründe und Konsequenzen dieses 
Handelns reflektiert und diskutiert wird (siehe auch SWYNGEDOUW 2009: 385), wohin-
gegen nach RANCIÈRE (2008: 39) „die politische Gemeinschaft eigentlich eine Ge-
meinschaft des Streits ist“. Natur und auch die „richtigen klimatischen Bedingungen“ 
(SWYNGEDOUW 2013b: 6) werden mit Wünschen, Sehnsüchten und idealisierten Vor-
stellungen aufgeladen, was auch ein kritisches Reflektieren über diese unterbindet. 
Solche reduktionistischen und einseitigen Vorstellungen von Natur können jedoch 
den „komplexen, chaotischen, oft unvorhersehbaren, grundlegend kontingenten, his-
torisch und geographisch variablen, riskanten“ Naturen, von denen SWYNGEDOUW 
(2011: 261) ausgeht, in keiner Weise gerecht werden. Dies gilt auch für das CO2, das 
als allgemeiner Feind dargestellt wird, der Instrumente wie Klimaschutzmaßnahmen 
und Emissionshandel zu seiner Bekämpfung legitimiert. In diesen Feind werden 
Ängste vor der Klimakatastrophe hineinprojiziert. Die Kommodifizierung des CO2 re-
duziert es auf ein singuläres Phänomen, wodurch dessen Kontingenz und Relationa-
lität nicht anerkannt werden (SWYNGEDOUW 2013b: 4). SWYNGEDOUW spricht von ei-
nem „Fetischisieren des CO2“. Allgemein gilt es, den CO2-Feind sofort zu bekämpfen 
und Maßnahmen zu ergreifen, denn sonst breite sich eine apokalyptische Katastro-
phe aus. Dies impliziert die dringende Notwendigkeit zu handeln. Das Prinzip „Ge-
sellschaft gegen CO2“ prägt die aktuelle sozioökologische Ordnung (SWYNGEDOUW 
2007: 27). 

Ein weiteres Merkmal der populistischen Regierungsform ist die bereits erläuterte 
technokratische Regulierung politischen Handelns durch Institutionen, Netzwerke 
und Zusammenschlüsse. Sie richtet sich ausschließlich an Eliten und lässt eine Neu-
gestaltung der bestehenden neoliberalen ökonomisch orientierten Ordnung nicht zu. 
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Im Gegensatz dazu hat „[e]ine nicht-populistische Politik [...] das Ziel, die Elite zu 
beseitigen“ (SWYNGEDOUW 2013a: 150). Zudem ist die populistische Post-Politik 
dadurch geprägt, dass die „Politik“ ihren Handlungsbereichen keinen konkreten Na-
men gibt. Das bedeutet, dass die derzeitige Klimapolitik keine zukünftige Lösung für 
die ökologischen Probleme bietet und konkretisiert (SWYNGEDOUW 2010: 224; siehe 
auch MOUFFE 2002: 61). Es findet keine ideologische Diskussion über das Verständ-
nis von Natur statt, und so wird auch nicht näher bestimmt, welche Natur überhaupt 
angestrebt wird (SWYNGEDOUW 2007: 19f.). Klimapolitik wird betrieben, ohne ihr ein 
echtes Subjekt zu geben, das für die Nachfrage nach Demokratie und nach einer 
Lösung zur Überwindung der Krise einstehen würde. Gerade dieses Subjekt jedoch 
macht gemäß RANCIÈRE „echte“ Politik aus, deren Bedeutung im Folgenden erläutert 
werden soll. 

 

3.2 Die polizeiliche Ordnung 
Die post-politischen, post-demokratischen und populistischen Verhältnisse des 
Klimaregimes entziehen jeglichem Handeln seine politische Dimension, sodass Kli-
ma- und Umweltpolitik auf ein Terrain der „polizeilichen Ordnung“ (RANCIÈRE 2008) 
gesetzt werden. RANCIÈRE (2008: 32) definiert die Polizei, die die post-politische Ord-
nung bestimmt, als gesellschaftliches Gefüge, in dem den Gruppen bestimmte 
„Funktionen, Plätze und Seinsweisen“ vorgeschrieben und zugeteilt sind, ohne, dass 
es einen Platz für ein „Supplement“ oder eine „Leere“ gibt. Diese „Leere“ vertritt das 
Infragestellen dieser Aufteilung, also einen Widerstand. Dieser wird in der neolibera-
len Politik, der RANCIÈRE’schen „polizeilichen“ Ordnung, ausgeschlossen. Daraus 
folgt, dass es in dieser Ordnung keinen Raum gibt, in dem zwei oder mehrere Ord-
nungen einander entgegengestellt werden können, und der bestehende ideologische 
Rahmen (Neoliberalismus und Kapitalismus) kann überhaupt nicht herausgefordert 
und infrage gestellt werden. Durch seinen Widerstand würde das Supplement, also 
das eigentliche politische Subjekt, das ja die Ideologie selbst kritisiert, die Entschei-
dung selbst im neoliberalen System verhindern. Folglich ist auch eine Demokratie 
nicht mehr möglich, da gemäß RANCIÈRE (2008: 23) das Volk als Subjekt der Demo-
kratie und der Politik nicht existiert, solange die Anteillosen in der Gemeinschaft nicht 
gezählt werden. In der Ordnung der Polizei – von RANCIÈRE „Aufteilung des Sinnli-
chen“, d.h. des sinnlich Wahrnehmbaren, genannt – ist die Auf-/Verteilung der Plätze 
und Funktionen der Menschen innerhalb der Gemeinschaft allgemein gültig und legi-
timiert (MUHLE 2006: 9). Das sprechende Subjekt, z.B. ein Polizist, ist, wie BUTLER 
(2006: 58) es formuliert, „zu seinem [...] Sprechen ermächtigt, weil [es] [...] zuerst 
[z.B. durch den Staat] angeredet und dadurch in eine Sprachkompetenz eingeführt 
wurde“. Weiter folgt daraus, „da[ss] die Macht des sprechenden Subjekts immer in 
bestimmtem Maße abgeleitet ist und da[ss] ihr Ursprung nicht im sprechenden Sub-
jekt selbst liegt“. Diese Macht wurde zuvor legitimiert, d.h. dem Sprecher zugeteilt, 
ohne dass er diese und sein Sprechen selbst kritisch betrachtet hat. Dieses spiegelt 
sich eben im neoliberalen Klimaregime wieder, das auf „managerhaftem“ Ausführen 
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basiert (siehe Kapitel 3.1). Die Klimapolitik wird durch allgemein gültige externalisier-
te Faktoren, wie die ökologische Krise, die bevorstehende klimatische Katastrophe 
und den allgemeinen Feind, das CO2, legitimiert (z.B. SWYNGEDOUW 2009, 2010). Die 
Politik bzw. ihr Subjekt jedoch legitimiert sich allein durch sich selbst, und „[d]ie Poli-
tik kann sich durch kein Subjekt definieren, das ihr vorausginge“ (RANCIÈRE 2008: 9). 
Sie ist auch nicht vorhersehbar oder kalkulierbar. Die Kalkulierbarkeit aber ist ein 
Merkmal der derzeitigen post-politischen Ordnung (SWYNGEDOUW 2013a; siehe Kapi-
tel 3.1). 

 

3.3 Anforderungen an ein politisches Subjekt 
Die Politik unterbricht nun die Logik, die Idee, die Intention und die Disposition des 
Handelns der polizeilichen Ordnung. Denn in der Politik existiert im Gegensatz zur 
Polizei das Supplement der Anteillosen, die das politische Subjekt selbst darstellen. 
Gerade die Artikulation und das anschließende Gehört Werden des Supplements – 
des Widerstands, der nicht in die polizeiliche Ordnung integriert ist – macht die politi-
sche Tätigkeit aus. Somit wird in der Politik die Logik der Polizei durch die Bedeutung 
der Anteillosen, also durch Artikulation des politischen Subjekts und durch seinen 
Widerstand gegen die bestehende Ordnung, durchbrochen. RANCIÈRE (2002) be-
zeichnet jene Artikulation auch als „Unvernehmen“. BUTLER (2006, 2011 [1993]) 
spricht in diesem Zusammenhang von politischen Sprechakten und von Performativi-
tät (siehe weiter unten). Die Ideologie bzw. die Logik einer Ordnung teilt den sozialen 
Gruppen innerhalb der Gemeinschaft bestimmte Bedeutungen zu. So bestimmt die 
Logik einer Ordnung ihre soziale Konstellation und die Bedeutung der einzelnen Tei-
le der Gemeinschaft. In der Politik, also durch die Artikulation des politischen Sub-
jekts (d.h. des politischen, anerkannten Widerstands) werden verschiedene Ordnun-
gen bzw. ihre Logiken gegenübergestellt (siehe auch MOUFFE 2005). Bei dieser Kon-
frontation der polizeilichen Ordnung mit einer anderen möglichen „Aufteilung des 
Sinnlichen“ entsteht Dissens, der die Basis der Politik darstellt (MUHLE 2006: 9). Der 
politische Konflikt stellt die Ordnung der Gemeinschaft infrage, sodass die Artikulati-
on des politischen Subjekts zu einer Neugestaltung der bestehenden Ordnung führen 
kann. Darüber hinaus zeichnet sich gemäß SWYNGEDOUW (2007: 23) das tatsächliche 
politische Tun durch die Diskussion darüber aus, in welcher Natur die Menschen le-
ben möchten. Dies erfordert zunächst eine Anerkennung der Vielfalt an Naturen, in 
der die Menschen leben, anstelle „Natur“ auf ihr bevorstehendes apokalyptisches 
Ende und ihre wissenschaftlichen Kennzahlen zu reduzieren. Anschließend erfordert 
das politische Handeln das Diskutieren und das begründete Auswählen zwischen 
diesen Naturen, um eine zukünftige Alternative für eine neue sozioökologische Auf-
teilung bestimmen zu können. Weiterhin ist durch die Zählung der Anteillosen, also 
die Anerkennung von Widerspruch und Widerstand, „[d]ie politische Tätigkeit [...] je-
ne, die einen Körper von einem Ort entfernt, der ihm zugeordnet war, oder die Be-
stimmung eines Ortes ändert; sie lässt sehen, was keinen Ort hatte gesehen zu wer-
den, lässt eine Rede hören, die nur als Lärm gehört wurde“ (RANCIÈRE 2006: 41). 
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Das Politische ermöglicht somit einen Raum, in dem eine Konfrontation von Antago-
nismen stattfinden kann (siehe auch MOUFFE 2005). 

Das politische Subjekt ermöglicht also eine Konfrontation der Ideologien und Logiken 
der polizeilichen Ordnung mit anderen Ideologien und sozioökonomischen und -
ökologischen Aufteilungen, d.h. es ermöglicht Dissens. Es bricht durch seine Artiku-
lation mit der Konvention und muss, zumindest in Teilen, die bestehende Ordnung 
zerstören. Dieser Akt bedeutet Widerstand gegen die bestehende neoliberal und ka-
pitalistisch geprägte Ordnung, in der die Gegenüberstellung verschiedener Ideolo-
gien in der Regel nicht möglich ist. Verfügt der Widerstand über das Potential, durch 
seine Äußerung die existierende Ordnung kritisch zu hinterfragen und dabei aner-
kannt zu werden, kann er als politisches Subjekt bezeichnet werden (siehe auch 
BUTLER 2006: 250). So aktiviert es durch seine Artikulation gleichzeitig die Demokra-
tie, da sich nun jene äußern können, die sonst nicht gehört werden (siehe auch DIK-

EÇ 2005). BUTLER (2006), die sich auch auf Derrida bezieht, spricht hier von einem 
performativen Akt, mit dem „Subjekte gebildet und reformuliert werden“ (ebd.: 249). 
Wie auch das politische Subjekt nach RANCIÈRE stellt BUTLER die Anforderung, dass 
dieses Subjekt keiner „vorgängigen Autorisierung“ oder Legitimität unterliegt (ebd.: 
250). Das politische Subjekt stellt der ökologischen Krise etwas „Positives“ gegen-
über, das die revolutionäre, schöpferische Wirkung einer Neugestaltung der beste-
henden Ordnung erzielen kann (SWYNGEDOUW 2010: 224). So kann es die bestehen-
den Kontexte, Normen und Gewohnheiten auflösen und eine unkalkulierbare „unvor-
hersehbare Zukunft eröffne[n]“ (BUTLER 2006: 223; 227) – nicht aber im Sinne eines 
bevorstehenden apokalyptischen Bildes der Erde durch CO2-Überschüsse, sondern, 
indem eine tatsächliche Zukunft als alternative, neue sozioökonomische und sozio-
ökologische Logik, in der sich eine Gesellschaft bewegt, eröffnet wird. BUTLER spricht 
auch davon, den „autorisierten Diskurs [zu] enteigne[n]“ (ebd.: 246, Hervorhebung im 
Original). Auch „das Aussprechen des Unsagbaren“ (ebd.) durch eine performative 
Äußerung als politischer Widerstand entspricht dem politischen Prinzip RANCIÈREs 
(siehe Kapitel 3.2). Die körperliche Ausführung im performativen Sprechakt dient als 
rhetorisches Mittel, da die Äußerung zweifach – durch das Gesagte und das Körper-
verhalten – kommuniziert wird (ebd.: 237). Zudem soll ein politischer Widerstand 
nicht die Begriffe verwenden, die die gleiche Unterdrückung der Anteillosen hervor-
ruft, wie es die bestehende Ordnung tut. Die Sprechakte sollen neue Ordnungen er-
möglichen und die bestehenden Strukturen ändern (ebd.: 250ff.). Indem die existie-
rende Ordnung samt ihren Ideologien und Logiken (im demokratischen Sinne) zitiert 
und aufgegriffen werden (BUTLER 2006: 59), möchte der politische Widerstand eine 
neue Realität einführen oder zumindest die Möglichkeit dafür bieten. Der Widerstand 
möchte „ein Subjekt in der Unterwerfung [...] zeigen und [einsetzen] sowie seine ge-
sellschaftlichen Umrisse in Raum und Zeit [hervorbringen]“. Also ist sein Ziel, die Lo-
gik der bestehenden Ordnung sichtbar zu machen (BUTLERs Begriff der „Reiteration“) 
und dann herauszufordern, und zumindest in Teilen zu zerstören. 

Wird nun im Klimaregime „Nachhaltigkeit“ angestrebt, muss nach SWYNGEDOUW 
(2007: 37f.) für diesen Begriff benannt oder gefragt werden, wer oder was genau in-
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wiefern nachhaltig sein soll, wie genau und durch wen Nachhaltigkeit erzeugt wird, 
und wer davon profitiert oder dadurch benachteiligt ist. Daraus folgt, dass zunächst 
soziale und sozioökologische Beziehungen entwirrt und aufgezeigt („reiteriert“, siehe 
BUTLER 2006) werden müssen und auch, inwiefern diese von ökologischem Wandel 
(wie dem Klimawandel) betroffen sind. Denn ökologische Veränderung hat je nach 
„Klassen-, Geschlechter-, ethnischer oder anderer Machtstrukturen“ (SWYNGEDOUW 
2007) unterschiedliche soziale Auswirkungen. Ein „echter“ politischer Akt erfordert 
nun die Entwicklung von Strategien, die eine gerechtere und demokratischere Vertei-
lung sozialer Machtstrukturen als zuvor und eine demokratischere Produktion von 
Naturen erlauben. Das bedeutet, dass eine Gesellschaft und der Begriff der Natur 
beide in ihrer existentiellen Vielfalt betrachtet werden müssen. Um sich nicht auf die 
reine naturwissenschaftliche Betrachtung des Klimawandels zu fixieren, betont HUL-

ME (2008) die wichtige Rolle der Geographie. Denn eine geographische Perspektive 
betrachtet den Klimawandel und die Natur auch aus sozialwissenschaftlicher Per-
spektive, einschließlich ihrer Wirkung auf andere Systeme sowie interner Verände-
rungen durch externen Wandel. Verschiedene Naturen und soziale Strukturen, die 
einander völlig unterschiedlich sind, müssen in einer „echten“ demokratischen Politik 
anerkannt und einander gegenübergestellt werden. 

Um einen politischen und demokratischen Widerstand zu leisten, muss also durch 
die jeweiligen Akteure ein Raum geboten werden, in dem die Vielzahl unterschiedli-
cher sozioökonomischer und sozioökologischer Ordnungen anerkannt wird und diese 
einander gegenübergestellt werden, sodass Dissens entstehen kann – Dissens zwi-
schen der Logik der bestehenden polizeilichen Ordnung und einer völlig neuen Logik, 
die zu einer sozioökonomischen und sozioökologischen Neugestaltung der Gesell-
schaft führen würde. So können nach SWYNGEDOUW die tatsächlichen Ursachen des 
Klimawandels als Folge der neoliberalen wirtschaftlich orientierten Ordnung adres-
siert werden. Dazu muss zunächst das neoliberale Gefüge aufgebrochen werden, da 
Widerstand im Neoliberalismus keinen Platz hat. Dies verhindert, dass die bestehen-
de Ordnung grundsätzlich verändert werden kann. Denn wird nur über die Mecha-
nismen innerhalb dieses Rahmens diskutiert, bleibt der sozioökonomische Rahmen 
erhalten und eine Neugestaltung dessen bleibt unmöglich. Jene, die sich in diesem 
bestehenden System nicht ausdrücken können, müssen also die Möglichkeit dazu 
erhalten und anerkannt werden. Politischer Widerstand, der diese Logik eines anteil-
losen Widerstands aufbricht und so dem Widerstand eine Stimme in der Gemein-
schaft gibt, kann die Ordnung durch ihr Infragestellen ändern. Erhält der Widerstand 
eine Stimme, so wird das neoliberale Gefüge, das die Ordnung umgibt, zumindest in 
Teilen aufgelöst. Indem weiteren, als allgemeingültig verfestigen Logiken und „Wahr-
heiten“, wie das Prinzip des „‚Ökonomischen‘ als politische Instanz“ (SWYNGEDOUW 
2007: 38) im Kapitalismus, neue alternative Logiken gegenübergestellt werden – und 
jene Gegenüberstellung in der Gesellschaft gehört wird – wird politischer Widerstand 
ausgeübt. Dem Ökonomischen soll das Politische als Raum der Diskussion und Ent-
scheidung vorausgesetzt werden (ebd.). Dadurch wird auch die Anerkennung der 
Kontingenz des Natur- und des Klimabegriffs möglich, d.h. Natur wird nicht mehr auf 



 Kapitel 3: Die These des Post-Politischen  

 16 

ihre wissenschaftlichen Kennzahlen reduziert, sondern ihre verschiedenen Bedeu-
tungen werden benannt und sie werden Thema politischen Dissenses. So darf der 
Widerstand den Naturbegriff und die Menschheit nicht homogenisieren und als all-
gemeingültig durchsetzen. 

 

3.4 Kritik an der post-politischen These 
Kritische Meinungen gegenüber dem post-politischen Argument behaupten, die Auf-
fassung von politischem Handeln als Streit durch Gegenüberstellung, einhergehend 
mit einer „radikalen Demokratie“ (z.B. BARNETT 2012), als die einzige Art und Weise 
von politischem Handeln zu betrachten, sei zu reduktionistisch (z.B. ebd.; CHATTER-

TON et al. 2013; FEATHERSTONE 2013; FEATHERSTONE & KORF 2012; GEISER 2012; 
SPENCER 2012). CHATTERTON et al. betonen beispielsweise, dass neue und produkti-
ve Ideen aus verschiedenen Arten von Streit und auch aus Streit („contestation“) und 
Antagonismen entstehen können, die innerhalb eines Gefüges, z.B. auf nationaler 
Ebene, stattfinden. Aus Sicht von FEATHERSTONE und KORF (2012: 665f.) ist es not-
wendig, die verschiedenen Geographien, aus denen ein Streit entstehen kann, auf-
zuspalten. Auch BARNETTs (2012) Definition der Demokratie berücksichtigt die Nor-
mativität einer Demokratie, also die Relationalität von Antagonismen und von Abwä-
gung („deliberative moments“), die einen demokratischen Prozess ausmachen. In-
dem SWYNGEDOUW für den politischen und demokratischen Akt reine konträre Anta-
gonismen fordert, erwähnt er aber nicht den relationalen, interaktiven und multiplen 
Charakter der Antagonismen, obwohl er doch die Anerkennung einer Bedeutungs-
vielfalt und Pfadabhängigkeit der Mensch-Umwelt-Interaktionen als demokratischen 

2007) hingegen basieren Akt sieht. Nach BARNETT (2012) und auch nach HONNETH (
Antagonismen auf dem individuellen Erfahrungsschatz und der individuellen Empfin-
dung von Ungerechtigkeit. Und diese Erfahrungen der Ungerechtigkeit, die verschie-
dene Ursprünge haben, führen zu transformativem politischen Handeln (BARNETT 
2012: 680). Eine Demokratie, die „alle betroffenen Interessen“ (ebd.) einbeziehen 
möchte, wie es auch nach SWYNGEDOUWs Definition für Demokratie gilt, muss auch, 
so BARNETT, die Interessen verschiedener, jedoch nicht unbedingt konträrer Meinun-
gen berücksichtigen. Somit sei auch Abwägung zwischen den Interessen, im Sinne 
einer normativen Demokratie, legitim. Dennoch kann eine Abwägung den Anforde-
rungen SWYNGEDOUWs Definition von Demokratie im Sinne des Politischen nicht ge-
recht werden, da diese wiederum zu einem Ausschluss anderer Meinungen führt. 
Hier zeigen sich aber Grenzen von SWYNGEDOUWs Theorien, denn gemäß seinem 
Prinzip des Politischen kann Politik nur auf übernationaler Ebene, und nicht auf loka-
ler, regionaler oder nationaler Ebene betrieben werden. Denn wird nur von einer tota-
len Reorganisation des sozialen Gefüges und der sozialen Interaktionen ausgegan-
gen, kann Politik nur auf globaler Ebene stattfinden. 

Dies kritisieren z.B. auch CHATTERTON et al. (2013) und FEATHERSTONE (2013), die 
die Politik eher auf nationaler Ebene anwenden möchten. Daher fordern      
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FEATHERSTONE und KORF (2012: 665) auch eine Distanz vom zeitlichen Aspekt der 
politischen 

Erzeugung, auf den sich SWYNGEDOUW in der totalen Reorganisation für die Zukunft 
konzentriert. FEATHERSTONE und KORF (ebd.) fordern einen stärkeren Fokus auf an-
dere räumliche Ebenen, womit sie die Vielfalt an Definitionen und Dimensionen des 
Politischen betonen. Für das Problem des Klimawandels jedoch, der ja global auf 
allen Ebenen Auswirkungen hat, wäre es aber, zumindest als Ausgangspunkt, sinn-
voll, politische Entscheidungen und Vereinbarungen übernational zu treffen. Und 
auch ist der Klimawandel ein Problem, das nach Aussagen des IPCC zukünftige 
Veränderungen erfordert. Hierbei gilt wieder SWYNGEDOUWs Argument einer totalen 
sozioökonomischen und sozioökologischen Reorganisation, und auch SADER (2002) 
betont die erforderliche Reorganisation des gesamten Systems. Diese Reorganisati-
on muss ferner verschiedene regionale sozioökologische Verhältnisse und Abhän-
gigkeiten berücksichtigen, wie es SWYNGEDOUW (z.B. 2007) für einen demokratischen 
Akt verlangt. Es muss das gesamte übernationale System betrachtet werden, um 
Diskussionen jenseits des bestehenden neoliberalen kapitalistischen Rahmens füh-
ren zu können (auch SADER 2002: 79). 

 

4 Methodologie 
Die anfänglichen, noch sehr offenen Forschungsfragen lauteten: Welche Forderun-
gen werden angestellt? Was möchte das CAN erreichen? 

Diese Fragen mussten zunächst beantwortet werden, um die Ergebnisse später auf 
das Politische zurückzuführen und mit den Anforderungen eines politischen Subjekts 
zu vergleichen. Die direkten Auswirkungen und Effekte, die die Äußerungen der Or-
ganisation eventuell mit sich bringen, waren jedoch im Rahmen dieser Arbeit nicht 
messbar. Es konnte also nicht gemessen werden, ob CAN etwas durch seine Artiku-
lierung erreicht hat, wie es z.B. bei DZUDZEK (2013) erfolgt ist, der eine Wirkungskette 
des politischen Widerstands hat feststellen können. Es konnte in dieser Arbeit nur 
festgestellt werden, wozu der Widerstand fähig sein kann, d.h. sein Potential wurde 
untersucht, nicht aber was er tatsächlich erreicht hat. Allein die Handlungen von CAN 
selbst und ihre Eigenschaften wurden analysiert und später auf ihren politischen 
Charakter hin überprüft. Auch die Kommunikationsprozesse zwischen CAN und sei-
nen Mitgliedern sowie das Auswahlverfahren für neue Mitglieds-NGOs, die ebenfalls 
Aufschluss über CANs demokratisches Handeln geben könnten, waren nicht Gegen-
stand der Analyse. 

 

4.1 Die Grounded Theory-Methode 
Um eine möglichst umfassende Charakterisierung von CAN zu erhalten, eignet sich 
die Methode der Grounded Theory. Eine Grounded Theory liefert Antworten auf die 
obenstehenden Fragen nach Problemstellung und Absichten von CAN, die möglichst 



 Kapitel 4: Methodologie  

 18 

nah an den Artikulationen der Organisation bzw. des Netzwerks liegen und nicht auf 
vorformulierten Hypothesen und Argumenten basieren (CHARMAZ 2006: 12). Eine 
Grounded Theory wird eine Theorie genannt, die (möglichst) ausschließlich auf ihrem 
zugehörigen empirischen Datenmaterial gründet (STRÜBING 2008: 13). Die Grounded 
Theory ermöglicht es daher, über die tiefsten Beweggründe und die höchsten Motiva-
tionen von CAN zu erfahren. Ohne Rücksicht auf voreingenommene Hypothesen 
fand eine qualitative Analyse der Daten statt. Denn sonst hätte der Arbeits- und Ana-
lyseprozess nicht den Prinzipien der Grounded Theory entsprochen. „Vorgefasste 
Fragestellungen“ hätten die Analyse verfälscht sowie das Konzept, das die Hand-
lungsweisen von CAN erklärt, in seiner Fülle beschränkt (siehe GLASER 2007: 147f.). 
Somit wurde auch zu Beginn nicht von Unterschieden zwischen den Ausdrucksfor-
men ausgegangen, sondern die verschiedenen Formen des Materials wurden zu-
sammen bearbeitet, um möglichst viel über die Absichten der Organisation zu erfah-
ren. Die einzigen Fragestellungen sind die nach bestimmten Handlungsweisen und 
Intentionen der Organisation (ebd.). 

Als empirisches Datenmaterial dienten bestimmte Situationen der Preisvergabe, Be-
richterstattungen und Dokumente, in denen die Organisation ihre Forderungen und 
Ziele zum Ausdruck brachte und bringt (siehe Kapitel 2.4). Objekte der Analyse wa-
ren hier der Newsletter ECO, der von der Organisation regelmäßig publiziert wird, 
sowie eine Reihe von Videos, die die Vergabe eines bestimmten Preises im Zuge der 
Aktion „Fossil of the Day“ zeigen und Interviews, in denen darüber berichtet wird. 
Sowohl die Publikation der Newsletter, als auch die Aufnahme der Videos fanden 
während der UN-Klimaverhandlungen statt. Über die „Fossil of the Day“-Kampagne 
waren die aktuellsten Videoaufnahmen zur internationalen Klimakonferenz im Rah-
men der COP20 im Jahr 2014 in Lima, Peru, vorhanden, auf die für diese Arbeit zu-
rückgegriffen wurde. Es wurde sich zunächst auf diese Klimaverhandlung in Lima 
konzentriert, da hierfür das aktuellste Videomaterial zur Verfügung stand. Dies bot in 
Ergänzung zum schriftlichen Material einen besonders breiten Einblick in das Leben 
der Forschungsteilnehmer, wie es für eine Grounded Theory erwünscht ist (CHARMAZ 
2006). Über die COP20 hinaus wurden, für die Aktualität, die Newsletter der letzten 
ADP 2.10 für die Analyse herangezogen. Das Treffen der ADP 2.10 fand erst kürzlich 
im August/September 2015 in Bonn statt. 

Für die Methode der Grounded Theory soll so wenig wie möglich im Voraus geplant 
werden, und so gilt es, sich von den zu Untersuchenden leiten zulassen (CHARMAZ 
2006) und dementsprechend das empirische Datenmaterial auszusuchen („Theoreti-
cal Sampling“, ebd.). Das Datenmaterial wurde entsprechend der Grounded Theory-
Methode je nach Entwicklung im Forschungsprozess ausgewählt. Nun standen von 
CAN zwei unterschiedliche Formen von Datenmaterial zur Verfügung – schriftliches 
und audiovisuelles Datenmaterial. Das Videomaterial war beschränkt verfügbar, 
denn die Preisvergabe inklusive der Inszenierungen findet nur während der COP um-
fassend statt. Der Newsletter jedoch stand zu jeder Klimaverhandlung zur Verfügung. 
CANs Handlungsweisen konnten auf Basis dieses Datenmaterials ausführlich nach 
der Methode der Grounded Theory herausgearbeitet und analysiert werden. Denn 
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eine Grounded Theory kann aus verschiedenen Formen des Datenmaterials gebildet 
werden (CHARMAZ 2006: 14; GLASER 2007: 148). 

Das gesamte Datenmaterial, schriftlich wie audiovisuell, wurde mit dem Programm 
ATLAS.ti für qualitative Datenanalyse bearbeitet und analysiert. Es ermöglicht alle für 
die Kodierung (siehe Kapitel 4.3) notwendigen Mechanismen und das permanente 
Zurückführen von dem entwickelten Konzept und den einzelnen Kodes auf das Da-
tenmaterial. Es wurde innerhalb des Datenmaterials und auch die Daten mit den Ko-
des verglichen sowie die Zusammenhänge zwischen den entwickelten Konzepten 
und Kodes aufgezeigt (CHARMAZ 2006). 

Eine Grounded Theory „sieht die Ergebnisse ihrer Arbeit als Synthesen ihrer Einflüs-
se, Beobachtungen und ihrer theoretischen Pfadabhängigkeit in all ihrer Kontingenz“ 
(GEISELHART et al. 2012: 85). Diese „wahrheitsrelativistische“ Eigenschaft (ebd.: 84) 
der Grounded Theory war essentiell für eine konstruktivistische Perspektive in der 
Analyse, und auch CHARMAZ (2006) bezeichnet die Methode als konstruktivistisch. 
Eine solche Offenheit des Forschungsprozesses war wichtig bezüglich des Ziels die-
ser Arbeit. Sie passte zu den in Kapitel 3 vorgestellten Konzepten von Politik und 
Natur. Denn das Demokratische und daher Politische basiert gemäß SWYNGEDOUW 
(2009: 386) auf „radikaler Offenheit und der Erforschung vieler möglicher Zukünfte“ 
und der ganzheitlichen Betrachtung von Systemen mit ihren internen Veränderungen 
auf externen Wandel (SWYNGEDOUW 2007: 37f.). Die Methode musste diese Bedeu-
tungs- und Interpretationsvielfalt berücksichtigen, denn so konnten die Sichtweisen 
und Ziele des zu untersuchenden Akteurs auf ihre kausalen Zusammenhänge hin 
interpretiert werden (CHARMAZ 2007: 98ff.). So würden vorgefasste Hypothesen eine 
Analyse verhindern, die alle möglichen Pfade und Resultate zu Beginn offenlassen 
soll. Dies entspräche nicht einem demokratischen Vorgehen im Sinne „echter“ Politik 
(vgl. SWYNGEDOUW 2007: 38). 

„Die generierte Theorie erklärt das Vorherrschen bestimmter Handlungsweisen in 
einem Gegenstandsbereich mit dem Movens dieses Handelns, das als Hauptanlie-
gen der wichtigsten Akteure zum Vorschein kommt“ (GLASER 2007: 147). Durch die 
unvoreingenommene Beobachtung des Forschenden kann „die zentrale Problemstel-
lung der Teilnehmenden im Feld [...] sowie deren Art und Weise der Problemklärung“ 
(GLASER 2007: 148) aufgedeckt werden. Die entstandene Grounded Theory bzw. das 
Konzept gibt Aufschluss über CANs Beweggründe, Motivationen, Sichtweisen und 
Problemstellungen und zeigt und erklärt ihre Ursachen und Reaktionen auf äußere 
Einflüsse (CHARMAZ 2006: 128). Dieser Ansatz bot die Entwicklung eines umfassen-
den, relationalen Bildes von CANs Motivationen. Anschließend konnten die einzelnen 
Komponenten des Weltbildes von CAN mit den Anforderungen an das politische 
Subjekt verglichen werden. Somit konnten Antworten auf Fragen z.B. nach Anerken-
nung der Kontingenz des Naturbegriffs und nach CANs eventueller Herausforderung 
der neoliberalen kapitalistischen Strukturen herausgestellt werden. 

Dennoch ist die Grounded Theory das Ergebnis von Interpretationen, und ist daher 
keine exakte Darstellung des Weltbildes von CAN (GEISELHART et al. 2012: 10),   
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sondern nur eine Annäherung an dieses. Dieser konstruktivistische Ansatz bedeutet 
auch, dass die Ergebnisse ebenfalls vom Forscher selbst abhängig sind; eine Objek-
tivität kann nicht gewährleistet werden – ist aber auch nicht das Ziel konstruktivisti-
scher Herangehensweisen (vgl. CHARMAZ 2006). Weiterhin kann keine Vollständig-
keit bzw. Endgültigkeit der resultierenden Theorie zu CANs Intentionen gewährleistet 
werden. Stattdessen wurde das Material solange bearbeitet und analysiert, bis aus 
dem Datenmaterial keine neuen Erkenntnisse mehr gezogen werden konnten und 
die Theorie aus Sicht des Forschers als bestätigt und in sich schlüssig erschien. Je-
doch ist der Prozess der Theoriebildung ein niemals abgeschlossener, denn die Be-
endigung der Forschung gilt, wie GLASER und STRAUSS (2006 [1967]: 40) es formulie-
ren, bloß als eine „[P]ause“ des niemals endenden Prozesses. Auch deshalb ist das 
Vorgehen kein objektiver Prozess, sondern die Verantwortung trägt der Forschende 
(GEISELHART et al. 2012: 91, GLASER & STRAUSS 1979: 96). Es auch kann nicht davon 
ausgegangen werden, dass sich das Weltbild und die Ziele der zu untersuchenden 
Gruppe mit der Zeit nicht ändern, da diese in ständiger Wechselwirkung mit äußeren 
Einflüssen stehen. Zumindest kann aber angenommen, dass CAN seine Ziele bis 
mindestens der nächsten COP21 weiterverfolgen wird und sie bis dahin nicht grund-
sätzlich ändern wird. 

 

4.2 Ethnographische Beobachtungen 
In einer ethnographischen Forschung beobachtet der Forscher eine bestimmte 
Gruppe und ihre Handlungsweisen innerhalb ihres Umfeldes während bestimmter 
Zeiten und nimmt innerhalb dieser Zeit an ihrem Alltag teil, um so viel wie möglich 
über ihre Sichtweisen zu erfahren (CHARMAZ 2006: 21f.). Beobachtet wurde die Or-
ganisation in den Videos, die auf dem Online-Videoportal YouTube und z.T. auf der 
Website der Organisation zur Verfügung stehen. Die Autorin selbst war in den aufge-
nommenen Situationen nicht anwesend, d.h. die audiovisuellen Beobachtungen er-
folgten aus zweiter Hand. Dies kann zur Vorenthaltung bestimmter akustischer oder 
visueller Informationen geführt haben, was bei der Forschung aber auch nicht unbe-
dingt auffallen muss. Obwohl der Eindruck eines umfassenden und genügenden Da-
tenmaterials für diese Untersuchung besteht, ist es möglich, dass bestimmte Infor-
mationen nicht zutage getreten sind. Die Bereitstellung der Informationen war in die-
sem Fall vom Kameramann und vom technischen Equipment abhängig, worauf die 
Autorin keinen Einfluss nehmen konnte. Auch war die Forschung auf reine, passive 
Beobachtung nur bestimmter Zeitabschnitte in einem bestimmten Setting beschränkt. 
Eine Teilhabe am Geschehen ist nicht erfolgt, es konnten keine Fragen an Vertreter 
von CAN gestellt werden und ebenso hatte die Autorin keinen Einfluss auf das Set-
ting. Dennoch bemerken CRANG und COOK (1995: 70), dass das Medium Video kei-
neswegs neutral ist. Was gefilmt und veröffentlicht wird, birgt Absichten und das 
Format bietet auch empirisches Material, das in den Analyseprozess einbezogen 
wurde. Bei der Beobachtung des Prozesses gaben die von CRANG und COOK (1995: 
73f.) vorgeschlagenen Achsen eine Hilfestellung. Sie betreffen Aspekte der Durch-
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führung („questions of practice“) und Aspekte des Bildes („questions of image“) und 
waren für die Analyse sowohl der formalen als auch der inhaltlichen Ebenen hilfreich. 
Auch hier ging es darum, das Weltbild von CAN zu analysieren, Problemstellungen, 
Sichtweisen und Absichten herauszustellen und mittels eines Konzepts nach Metho-
dik der Grounded Theory zu erklären. Die Videos, die für die Forschung zur Verfü-
gung standen, zeigen die Organisation bei der Vergabe des Preises „Fossil of the 
Day“ an bestimmte Länder während der Klimaverhandlung sowie die Berichte des 
Sprechers Kevin Buckland nach der Preisvergabe. Für eine Grounded Theory ist ein 
permanenter unbeschränkter Zugang zu neuem Datenmaterial zur Analyse und The-
orieentwicklung optimal (CHARMAZ 2006). Die Möglichkeit dazu bestand in dieser 
ethnographischen Analyse jedoch nicht, da die Videoaufnahmen nur während der 
COP erstellt worden sind. Während des Treffens der ADP in Bonn konnte daher aus-
schließlich schriftliches Material herangezogen werden. 

 

4.3 Kodierung 
Der eigentlich niemals endende Arbeits- und Analyseprozess der Entwicklung einer 
Grounded Theory ist nicht linear (CHARMAZ 2006: 10). Es sollte aus dem Datenmate-
rial eine Theorie bzw. ein Konzept entwickelt werden, das die Handlungsweisen und 
Absichten von CAN erklärt. Bei der Bearbeitung des Datenmaterials konnten aus 
bestimmten Elementen der Daten, z.B. Handlungen, wie Appelle als bestimme For-
men der Äußerung, zunächst empirische Kodes erfasst werden, die diese Elemente 
nach ihrer entsprechenden Eigenschaft bezeichneten. Diese ersten Kodes beschrie-
ben nur Handlungen und nicht Themen, da letztere zunächst eine Distanz zu CAN 
entstehen hätten lassen (CHARMAZ 2006: 48f.). Durch die Bezeichnung der Handlun-
gen war eine Analyse in zunächst bestmöglicher Nähe zu der Organisation möglich, 
da ihre Perspektiven so zugänglicher wurden, als durch die reine Beschreibung von 
Themen. Dies half, „die Welt durch ihre [die zu untersuchende Gruppe] Augen zu 
sehen“ (ebd.), um später ein Bild von CANs Absichten zu erhalten. Beispielsweise 
wurde festgehalten, ob CAN den Leser/Zuschauer nun informierte oder ob eine For-
derung, Ärgernis, Freude oder Lob ausgedrückt wurden. Zu den Kodes wurden so-
genannte Memos verfasst, die die Kodierung und Beziehungen zwischen den Kodes 
erklärten und sortierten. Die Memos halfen auch bei der Abstrahierung und waren 
unverzichtbar für die Entwicklung und Entfaltung neuer Ideen (GLASER 2007: 155). 
Es war wichtig, so viel wie möglich zu kodieren, um eine breite Basis für die Groun-
ded Theory zu erhalten und die Relevanz der Kodes erkennbar werden zu lassen 
(GLASER 2007: 149f.). Alles Auffällige wurde erfasst, was auch mögliche Unterschie-
de zwischen den Formen des Ausdrucks einschließt (allerdings ohne zuvor von Un-
terschieden auszugehen, siehe Kapitel 4.1). Die Kodes wurden immer wieder mitei-
nander und mit dem Datenmaterial verglichen. Anschließend wurden theoretische 
Kategorien und Kodes verfasst (ebd.), die die ersten Kodes abstrahierten und deren 
Beziehung miteinander erklärten (CHARMAZ 2006: 57f.). Das Programm ATLAS.ti er-
möglichte es beispielsweise, unterschiedliche Beziehungen zwischen den Kodes 
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festzulegen und diese auch bildlich zu vernetzen, durch sogenanntes „axiales Kodie-
ren“ (ebd.: 60ff.). 

Es konnte durch weiteres Kodieren und Vergleichen z.B. erfasst werden, in welchen 
Fällen sich CAN auf die wissenschaftlichen Erkenntnisse des IPCC bezieht, warum 
und wem gegenüber Kritik ausgeübt wird, und für welche Äußerungen welche Form 
und welche (rhetorischen) Mittel gewählt wurden. Diese theoretischen Kodes bzw. 
Hypothesen und Konzepte wurden erneut mit den handlungs-basierten Kodes vergli-
chen, um sie auf ihre Sättigung hin zu überprüfen und sie verdichten zu können. Das 
ständige Vergleichen und Zurückführen von Hypothesen und Kategorien konnte Auf-
schluss über die zentrale Motivation von CAN liefern, z.B. da sich bestimmte Hand-
lungsmuster mit zentralen Themen miteinander in Beziehung setzen ließen. Die the-
oretischen Kodes bildeten nun die Bausteine einer „Kernkategorie, die für den Groß-
teil der Variation um das Anliegen oder Problem verantwortlich zu sein [schien]“ 
(GLASER 2007: 152). Diese Kernkategorie konnte die Handlungsweisen und Verhal-
tensmuster, die sich durch die Mehrheit der Kategorien zog, also z.B. durch bestimm-
te Forderungen, erklären. 

Nach Herausstellen der Kernkategorie erfolgte das selektive Kodieren (ebd: 153), bei 
dem nur noch die mit der Kernkategorie in relevanter Beziehung stehenden Katego-
rien kodiert wurden. Die Zusammenhänge wurden hierbei weiter analysiert. Bei wei-
terem Vergleichen zwischen relevanten Kategorien und Vorkommnissen traten im-
mer weniger Variationen auf, sodass sich diese Kategorien und Hypothesen des 
Konzepts verfestigten. Modifizierungen fanden nur noch in Form von Reduktion rele-
vanter Kodes durch ihre Reformulierung und Konkretisierung (ebd.) statt. Die Theorie 
bzw. das Konzept wuchs dann aus den erstellten analytischen Zusammenhängen 
und den relevantesten Kodes. ATLAS.ti ermöglichte es, immer wieder auf die ersten 
handlungs-basierten Kodes und die Verbindungen zum Video- oder Textdokument 
zurückzugreifen. Dies war besonders wichtig für den Vorgang der Artikulierung des 
Widerstands, da dieser selbst bei anschließender Bearbeitung der Fragestellung 
nach den politischen Eigenschaften von CANs Widerstand genauer betrachtet wer-
den musste (siehe Kapitel 5.1). Es konnte also für die Diskussion über das politische 
Subjekt nicht ausschließlich auf das abstrahierende Konzept zu CANs Motivationen 
zurückgegriffen werden, sondern die genaue Wortwahl und die Performance selbst 
mussten zur Überprüfung in einen politischen Kontext gesetzt werden. 

 

5 Der Widerstand von Climate Action Network 
Im Folgenden sollen die Handlungsmuster, Argumentation und Ziele des Climate 
Action Network International (CAN) anhand der in Kapitel 2.4 benannten drei Formen 
der Artikulierung durch den Newsletter ECO, die Preisvergabe des „Fossil of the 
Day“ und die Videoberichte dargestellt und analysiert werden.2 Die Analyse bzw. das 

                                                       
2 Alle Newsletter von CAN sind unter http://www.climatenetwork.org/eco-newsletters und das gesamte 
Videomaterial unter https://www.youtube.com/user/adoptnegotiator/videos abrufbar. 

http://www.climatenetwork.org/eco-newsletters
https://www.youtube.com/user/adoptnegotiator/videos
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Konzept als Resultat der Grounded Theory bezieht sich auf alle drei Formen des 
Ausdrucks und erklärt die Handlungsweisen der Organisation. Wenn Unterschiede 
oder Auffälliges bezüglich der Form bemerkt wurde, wird darauf im Text hingewie-
sen.3 

 

5.1 CANs Sichtweisen auf den Klimawandel 
In seiner Argumentation bezieht sich CAN fortlaufend auf naturwissenschaftliche Er-
kenntnisse zum Klimawandel, mehrfach auf die des IPCC. CAN greift die wissen-
schaftlichen Aussagen auf, um zu begründen, wie die Ergebnisse der Klimaverhand-
lung und der COP21 in Paris auszusehen haben. Der Klimawandel bedeutet dem-
entsprechend für CAN eine globale Erwärmung und häufigere Extremwetterereignis-
se. Die globale Erwärmung habe einen Meeresspiegelanstieg durch das Schmelzen 
der Gletscher zur Folge. CAN betont stets die globalen sozialen und ökologischen 
Herausforderungen, die der Klimawandel hervorrufe, wie z.B. eine Versauerung der 
Ozeane, Überflutungen, Dürren, Wasserknappheit, der Verlust von Land und Bio-
diversität sowie wirtschaftliche, gesundheitliche und Infrastrukturprobleme. Um die 
katastrophalen Ausmaße und die Dringlichkeit, den Klimawandel zu bremsen, zu 
verdeutlichen, lässt CAN z.B. eine Frau sprechen, die über ihr Leid durch die Folgen 
der Taifune in den Philippinen spricht (Video vom 04.12.14, ab 09:30). Verursacht 
werde der Klimawandel entsprechend CANs naturwissenschaftlichem Verständnis 
des Klimawandels durch die Nutzung fossiler Energieträger und die Emissionen, ins-
besondere CO2-Emissionen, in die Atmosphäre. Hierfür seien nach wissenschaftli-
chen Kenntnissen und CANs Überzeugungen vor allem die Industrieländer verant-
wortlich, weniger die wirtschaftlich schwächeren Schwellen- und Entwicklungsländer. 
Die Ausmaße des Klimawandels werden als katastrophal dargestellt, von denen die 
gesamte Erdbevölkerung als Kollektiv betroffen sei („every new ton of carbon in the 
atmosphere is making our lives worse“ in ECO vom 02.12.14, S. 1). Die katastropha-
len Folgen werden immer wieder genannt, um den Druck auf die Parteien während 
der Klimaverhandlung zu erhöhen, sodass sie (endlich) verpflichtende Maßnahmen 
konkretisieren und beschließen. Es seien jedoch die wirtschaftlich schwächeren Län-
der, die als besonders vulnerabel hinsichtlich der Folgen des Klimawandels gelten 
(z.B.: „Vulnerable countries have not only done the least to contribute to the climate 
change crisis, they are also the ones suffering the greatest loss and the severest 
damage from its impacts.“ in ECO vom 12.12.14, S. 1). Die vulnerabelsten Gemein-
schaften im Hinblick auf die Folgen des Klimawandels seien die Alliance of Small 
Island States (AOSIS), die Least Developed Countries (LDCs), die Independent 
Association of Latin America and the Caribbean (AILAC) und die Africa Group (Video 
vom 04.12.14, ab 11:59). Dadurch unterscheidet CAN zwischen entwickelter und 

                                                       
3 Alle schriftlichen und audiovisuellen Dokumente, die zitiert wurden, sind einzeln im Literaturver-
zeichnis unter CAN International (2014, 2015) aufgeführt. 
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sich entwickelnder besonders vulnerabler Welt, also zwischen globalem Süden und 
globalem Norden. 

CAN möchte nun, dass der Klimawandel durch Klimaschutzmaßnahmen gebremst 
wird. Deshalb sollen die Ursachen des Klimawandels – die Nutzung fossiler Brenn-
stoffe und die Emissionen – reduziert und bis spätestens 2050 ausgegliedert werden 
(„divestment“ z.B. in ECO vom 09.12.14, S. 1). Daher fordert CAN mehr Investitionen 
in erneuerbare Energien, sodass bis spätestens 2050 eine 100 prozentige Energie-
gewinnung aus erneuerbaren Energien erfolgt. Damit solle erreicht werden, dass die 
Temperaturen auf der Erde langfristig nicht über 2°C (im Vergleich mit vorindustriel-
len Zeiten), nach CAN besser nicht über 1,5°C, steigen – ein Ziel, das die Organisa-
tion immer wieder betont. Die Organisation sieht ein sehr großes Potential in der 
Nutzung erneuerbarer Energien, um eine nachhaltige und resiliente Entwicklung zu 
fördern, da erneuerbare Energien das langfristige Ziel des geringeren Temperaturan-
stiegs ermöglichen sowie auch neue Arbeitsplätze bereitstellen. 

CAN ruft zwar regelmäßig zum Engagement aller Länder zur Lösungsfindung aus 
der Krise auf, appelliert aber besonders an die Industrieländer als Hauptverursacher 
des Klimawandels, die zudem über das größte (finanzielle) Potential verfügen, um 
die Erde aus der ökologischen Krise zu retten. Sie sollen für ihre Schuld aufkommen 
und finanzielle und technische Unterstützung für die am stärksten betroffenen Ge-
meinschaften durch gesetzliche Verpflichtungen gewährleisten. 

 

5.2 Werte und Ziele von CAN 
Die Unterstützung vulnerabler Länder und Gemeinschaften entspricht CANs höchster 
Motivation: globale Gerechtigkeit und Solidarität. Diese Prinzipien haben sich im 
Laufe des Arbeitsprozesses als Kernkategorie, die alle Forderungen, Ansichten und 
Handlungsmuster von CAN erklärt und begründet, herausgestellt. Die wichtigsten 
Mechanismen, um Gerechtigkeit und Solidarität im globalen Klimaregime gewährleis-
ten zu können, seien Klimaschutzziele, Unterstützung für die Anpassung an die 
Auswirkungen des Klimawandels und die Kompensation klimawandelbedingter 
Schäden durch den Loss & Damage-Mechanismus. Klimaschutzziele sollen weitere 
katastrophale Ausmaße durch den Klimawandel verhindern, Klimaanpassung solle 
das Leben mit den Effekten des Klimawandels durch nachhaltige und resiliente Ent-
wicklung erträglicher machen und durch Loss & Damage sollen unvermeidbare 
Schäden kompensiert werden. Die Zielsetzungen und Strukturen innerhalb dieser 
Mechanismen der UN-Klimapolitik sollen nach CANs Überzeugungen wiederum auf 
Gerechtigkeit und Solidarität basieren. Gerechtigkeit bedeutet für CAN eine Gleich-
stellung und Anerkennung der Bedürfnisse und Rechte, insbesondere der Men-
schenrechte, aller Individuen und Bevölkerungsgruppen der Gegenwart wie auch 
zukünftiger Generationen weltweit im Klimaregime („to address the rights, needs, and 
perspectives of all individuals. It’s the only way to ensure just and sustainable solu-
tions to this planetary emergency“ in ECO vom 05.12.14, S. 2). CAN betont hierbei 
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auch die Gleichstellung der Geschlechter, da die Rolle der Frau in der Klimapolitik zu 
wenig anerkannt werde („It’s simple: failing to implement solutions that take into ac-
count the critical role of women and the importance of gender equality in tackling cli-
mate change undermines climate action.“ ebd.). Und auch die stärkere Berücksichti-
gung, als es derzeit in der Klimapolitik der Fall ist, jener zivilgesellschaftlicher Grup-
pen, die besonders von den Folgen des Klimawandels betroffen seien, geht für CAN 
mit Gerechtigkeit einher. 

Für die besonders vulnerablen Bevölkerungsgruppen verlangt CAN internationale 
Solidarität. Diejenigen Länder mit dem größten (finanziellen) Potential, also Industrie-
länder, sollen die schwächeren Länder unterstützen. Dies solle erfolgen, indem die 
wohlhabenden Länder in den Green Climate Fund (GCF) einzahlen und damit An-
passung und Klimaschutz finanziell unterstützen, wobei die Mittel des GCFs unter 
keinen Umständen für den Abbau und die Nutzung fossiler Brennstoffe in Anspruch 
genommen werden sollen. Denn dieses entspräche nicht dem Zweck des Fonds und 
widerspräche einem gerechten solidarischen Klimaschutz. Auch bedeutet Solidarität 
für CAN die Kompensation gravierender Schäden des Klimawandels durch die wohl-
habenden Länder mit dem Loss & Damage-Mechanismus durch technische und vor 
allem finanzielle Mittel. Hierbei fordert CAN entgegen der Wünsche mancher Länder, 
wie z.B. Australien, die unbedingte Formulierung und Gleichstellung des Loss & Da-
mage-Mechanismus mit den anderen Mechanismen im COP21-Text, und nicht ge-
trennt von den anderen Teilen des Abkommens. Der Sprecher Kevin Buckland be-
schreibt den Wunsch des separaten Loss & Damage-Mechanismus als „divide and 
conquer“ (Video vom 04.12.14, ab 07:55) und kritisiert damit Handlungen eines „cor-
porate capitalism“, der auf Eigennutz und Eigenprofit basiert. Dies widerspricht den 
solidarischen und fairen Anforderungen von CAN. Hier wird wieder mit wissenschaft-
lichen Kenntnissen argumentiert, die die Grenzen der Anpassung belegen und damit 
die Bedeutung von Loss & Damage bekräftigen. 

Zentrale Mittel der Unterstützung und aller Möglichkeiten im Klimaregime sind für 
CAN öffentliche finanzielle Mittel und Investitionen, für die sich die Länder gesetzlich 
verpflichten sollen. Diese ermöglichen Vorhersagbarkeit, Kalkulierbarkeit und Pla-
nung für bedürftige, besonders vulnerable Länder und ermöglichen eben eine ge-
rechte Unterstützung für diese Länder. Um einen gerechten Verhandlungsprozess zu 
erzielen, fordert CAN Transparenz während der gesamten Verhandlung. Hierzu sol-
len vielversprechende Regulierungen die optimale Bereitstellung von Informationen 
gewährleisten, z.B. durch Webcasts während bestimmter Konferenzen und auch 
durch die stärkere Integration der Zivilgesellschaft und von Forschungsinstitutionen 
in den Verhandlungsprozess. CAN sieht ein besonders großes Potential in den zivil-
gesellschaftlichen Zuschauern der Verhandlung, da sie über Expertenwissen und 
praktische Erfahrung verfügen sowie ergänzende Informationen für mehr Transpa-
renz und Klarheit liefern können. Die Beteiligung der Zivilgesellschaft am Verhand-
lungsprozess ermögliche die Entwicklung einer nachhaltigen Klimapolitik, die die 
Resilienz vulnerabler Gemeinschaften stärke. Denn so könne mehr auf die Bedürf-
nisse betroffener Gemeinschaften eingegangen werden und die einzelnen Mecha-
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nismen wie Klimaschutz, Klimaanpassung und Loss & Damage können auf diese 
abgestimmt werden. 

 

5.3 Strategien und Handlungsmuster von CAN 
CAN stellt Informationen bereit und nimmt hierzu gleichzeitig Stellung. Dabei adres-
siert CAN die Besucher der Klimaverhandlung einschließlich der Vertreter der Länder 
vor Ort sowie jene interessierte Leser und Zuschauer, die die Videos und Newslet-
ters online abrufen. Thematisiert werden von CAN immer die Geschehnisse der Kli-
maverhandlung vom Vortag und Ausblicke und Forderungen für zukünftige Entschei-
dungen der anwesenden Länder. Sowohl die Preisvergabe mit ihren Inszenierungen, 
als auch die Newsletter sind humorvoll gestaltet und haben meist einen ironischen, 
satirischen Klang, wodurch mit Humor und Übertreibung jene verspottet werden, die 
sich den Zielen und Werten CANs entgegensetzen und den Verhandlungs- und Ent-
scheidungsprozess verlangsamen. Die Videoberichte sind, abgesehen von der Tat-
sache, dass sie über den ironisch gemeinten „Fossil of the Day“ berichten, weniger 
humorvoll und satirisch. Dennoch, wie auch der Newsletter und die Preisvergabe 
selbst, beinhalten auch die Videoberichte Kritik, da sie die Gründe für die Preis-
vergabe desselben Tages thematisieren. Damit dienen die Videoberichte mehr einer 
Kurzfassung der Hauptaussagen der Preisvergabe. 

Die Preisvergabe besteht meist aus einer Begrüßung der Zuschauer vor Ort und der 
Aufforderung an die Zuschauer, das „Fossil of the Day“-Lied zu singen. Anschließend 
oder am Ende der Preisvergabe wird das Lied mit musikalischer Begleitung aus ei-
nem Lautsprecher gesungen. Darauf folgt eine kurze metaphorische Inszenierung 
der Ergebnisse und Entscheidungen der Klimaverhandlung, oder der Sprecher Kevin 
Buckland gibt eine kurze, oft ironische, Stellungnahme oder Anekdote zu einem be-
stimmten Thema, das kürzlich bei der Verhandlung diskutiert wurde. In den Inszenie-
rungen und Stellungnahmen werden meist die Industrieländer als unwillig hinsichtlich 
Kooperationen und finanzieller Verpflichtungen dargestellt, und mittels Satire werden 
deren Entscheidungen banalisiert. Der „Fossil of the Day“-Preis wird dann an das-
jenige Land oder diejenigen Länder vergeben, die einen nach CANs Vorstellungen 
gerechten Verhandlungsprozess verhindern („that have done the best at being the 
worst, that have done the most to do the least and to ensure that progress does not 
advance towards a just and binding climate agreement that this planet desperately 
needs“ im Video vom 05.12.14, ab 01:01). Dadurch verspottet CAN die Länder, die 
bezüglich einer rechtlichen Verpflichtung zögern oder dagegen argumentieren, da sie 
als Fossil dargestellt werden, was im Widerspruch zum von CAN angestrebten Fort-
schritt steht. Auch das „Fossil of the Day“-Lied handelt vom Scham und der Schuld 
(„all the shame, all the blame“ im Liedtext), die die entsprechenden Länder auf sich 
ziehen, indem sie laut CAN einen gerechten und produktiven Verhandlungsprozess 
erschweren. Für die Preisvergabe werden Zuschauer aus dem Publikum, die aus 
dem entsprechenden Land stammen, auf ein Siegerpodest gebeten. Diese können 
manchmal auch Delegierte der Verhandlung sein. Es gibt zudem einen „Ray of the 
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Day“-Preis, der an die Länder vergeben wird, die während der Verhandlung aus 
CANs Sicht sinnvolle Einwände gebracht haben oder im eigenen Land Klimapolitik 
nach CANs Vorstellungen praktizieren. Um noch mehr Druck auf die Länder auszu-
üben, betont CAN, dass dieser Preis nur in seltenen Fällen vergeben wird. Auch im 
Newsletter folgt auf jedes Lob eine Aufforderung, weitere Initiativen in Richtung Fort-
schritt, Kooperation und Gerechtigkeit zu ergreifen. 

Außerdem zeigt sich CANs Streben nach Gerechtigkeit und Solidarität, indem die 
Organisation umfassende Informationen für Leser und Zuschauer verschiedener Na-
tionalitäten verständlich bereitstellt – ebenso, wie CAN es für das Klimaregime for-
dert, um globale Gerechtigkeit zu erzielen. Das Netzwerk trägt damit selbst zur 
Transparenz im Klimaregime bei, wendet also genau die Prinzipien an, die verwirk-
licht werden sollen. Dies erfolgt auch durch die Ratschläge und Richtlinien im 
Newsletter ECO sowie durch die Beantwortung von Fragen, um ein umfassendes 
Verständnis gewährleisten zu können. Denn es wird, z.B. nach Ausübung von Kritik 
im Newsletter, erläutert, was ein Land oder mehrere Länder im Sinne von CANs Zie-
len zukünftig besser tun können und was sinnvoller wäre, um zu einem Ergebnis und 
einer Einigung zu gelangen. Auf diese Weise und durch die Bereitstellung von Infor-
mationen über den Klimawandel und den Verhandlungsprozess sowie durch Richtli-
nien, Ratschläge und Hinweise für die Parteien vor Ort unterstützt die Organisation 
auch den Verhandlungsprozess. Dies erfolgt beispielsweise durch die Formulierung 
eines „Guide to Success“ (in ECO vom 09.12.14, S. 1) oder von „Do’s“ und „Don’t’s“ 
(in ECO vom 11.12.14, S. 2), in denen sich CAN an einzelne Länder richtet, oder 
durch die Beantwortung von Fragen zu Loss & Damage („Loss & Damage FAQ“ in 
ECO vom 01.09.15). Durch die Kommunikation der eigenen Argumentation und auch 
durch das Äußern von Kritik und die Erhöhung des Drucks auf die Delegierten der 
Klimaverhandlung möchte CAN seine Ziele, nämlich Gerechtigkeit und Solidarität im 
weltweiten Klimaregime, erreichen. 

Immer wieder betont CAN die negativen Folgen des Klimawandels auf vulnerable 
Gemeinschaften, die bereits stark durch die Folgen beeinträchtigt sind, und veröffent-
licht auch Appelle von Umwelt-NGOs und ihren Zusammenkünften, zu denen einge-
laden wird (z.B. in ECO vom 04.12.14, S. 2). Dadurch stellt CAN sowohl in den In-
szenierungen während der Preisvergabe, als auch im Newsletter ECO eine Verbin-
dung zwischen den Delegierten der Klimaverhandlung und der Zivilgesellschaft her. 
Letztere erhält die Möglichkeit, sich zu äußern, sodass ihre Bedürfnisse von der Le-
serschaft und vom Publikum gehört werden und die Mechanismen besser und effek-
tiver auf die Bedürfnisse Betroffener angepasst werden können, und somit wiederum 
mehr Gerechtigkeit und Solidarität für Betroffene ermöglicht werden. Die Dynamik im 
Verhandlungsprozess durch eine Anpassung einzelner Mechanismen an nationale 
Entwicklungszustände soll nach CANs Meinung auch mit Hilfe kurzer Zyklen der fünf-
jährigen Zielsetzungen gewährleistet werden. Denn diese vermeiden ein psychologi-
sches und politisches „Lock-in“ und verhelfen zu regelmäßiger Kontrolle und der 
Entwicklung nachhaltiger Entscheidungen und somit auch zur Stärkung der Resilien-
zen. CAN kritisiert damit die Fokussierung auf ein- und dieselbe Funktionsweise und 
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Struktur eines Systems, die nach CANs Überzeugung nicht starr sein darf, sondern 
auf systeminterne Veränderungen reagieren muss. Die Quantifizierung der Klimazie-
le (Zählung der CO2-Emissionen, Festlegung eines Temperaturziels) und der finanzi-
ellen Mittel helfe ebenfalls, einem solchen „Lock-in“ vorzubeugen, da so eine Kontrol-
le der Ziele, und folglich Gerechtigkeit, aufgrund der Vergleichbarkeit zwischen den 
Ländern leichter erreicht werden können. 

Zeigen sich die Delegierten der Verhandlung bemüht, eine Einigung für die Be-
schlüsse über die Mechanismen des neuen rechtlichen Klimaabkommens, das bei 
der COP21 in Paris beschlossen werden soll, voranzutreiben und vor allem die Ver-
ursacher („culprits“) des Klimawandels (fossile Brennstoffe und Emissionen) auszu-
gliedern, spricht CAN sein Lob aus und fordert weiteres Engagement dahingehend, 
z.B. mit der Vergabe des „Ray of the Day“-Preises. Denn wird der Klimawandel ge-
bremst und das langfristige Ziel von 2°C (1.5°C) erreicht, ist für das Netzwerk CAN 
eine gerechte Welt mit weniger Leid, das durch den Verlust von Heimat und Besitz-
tum oder durch Wasserknappheit und gesundheitliche Schäden verursacht werde, 
möglich. 

Verhalten sich die Delegierten der Verhandlung nicht nach den Prinzipien Gerechtig-
keit und Solidarität, d.h. lehnen sie Mechanismen des Klimaschutzes, der                   
-Anpassung und des Loss & Damage ab, die zur Stärkung eines gerechteren Ver-
handlungsprozesses führen würden, leistet CAN Widerstand, indem Kritik und Druck 
auf Entsprechende ausgeübt werden. Es wird mit wissenschaftlichen Fakten und der 
Nennung bereits eingetretener negativer Folgen des Klimawandels argumentiert, um 
die Dringlichkeit des Handelns zu verdeutlichen. Die Online-Veröffentlichung der Vi-
deos und des Newsletters macht deutlich, dass CAN nicht nur vor Ort, sondern auch 
weltweit Informationen über die Klimaverhandlung und über sein Engagement bereit-
stellt und damit eventuell das Bewusstsein für den Klimawandel stärken möchte. 
Wird die Meinung von CAN weltweit ausführlich für Leser und Zuschauer verständ-
lich gemacht, kann die Organisation weltweite Unterstützung erhalten, was den 
Druck auf die Parteien vor Ort zusätzlich erhöht. Auch zieht CAN die Prinzipien der 
UN-Konvention (ECO vom 06.12.14, S. 3) zu seiner Argumentation heran. 

Darüber hinaus verwendet CAN eine Vielzahl rhetorischer Mittel. Hierzu gehören 
Personifizierungen (der Natur: „nature won’t call for accounting tricks“ in ECO vom 
05.12.14, der Atmosphäre: „l’atmosphère voit ce que nous faisons, pas ce que nous 
pensons“ in ECO vom 01.12.14, S. 2), rhetorische Fragen, Satire und Ironie (vor al-
lem während der Preisvergabe), besonders viele Metaphern (z.B. „spaceship Earth“ 
in ECO vom 04.12.14, S. 1; „les rouages sont déjà en place“ in ECO vom 01.12.14, 
S. 1; „survival kit“ in ECO vom 04.12.14, S. 1; „climb out of our climate hole“ in ECO 
vom 06.12.14, S. 3), Assoziationen (z.B. zum Weihnachtsfest: „The Christmas stores 
are open all over Lima and the trees and decorations are going up“ in ECO vom 
09.12.14, S. 1; „political winds shift as fast as teenage crushes do“ in ECO vom 
03.09.15), Übertreibungen, direkte Appelle an entsprechende Adressaten und viel-
fach fällt die Wortwahl umgangssprachlich aus (z.B. „fresh science“ in ECO vom 
02.12.14, S. 1). CAN stellt durch Umgangssprache und Appelle auch eine kollegiale 
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Beziehung und Verbindung zu den Delegierten her, und bezieht die Leser in seine 
Argumentation ein. Letzteres erfolgt auch mittels Assoziationen, um von möglichst 
allen Lesern und Zuschauern verstanden zu werden und CANs Forderungen beson-
ders klar hervorzuheben. CAN wählt Humor und eine gewisse Saloppheit, um die 
bestmögliche Aufmerksamkeit seiner Leser und Zuschauer zu erlangen, sowie um 
Effekte dahingehend zu erzielen, dass die Parteien – vor allem mittels satirischer 
Inszenierungen –ihre Entscheidungen überdenken und infrage stellen. Während der 
Preisvergabe werden so z.B. die Klimapolitik und die Entscheidungen der Länder 
aufgegriffen und in einen völlig anderen Kontext geworfen. Vulnerable Länder wer-
den als „Bunny Rabbit“ (Video vom 05.12.14, ab 08:21) dargestellt, ein finanzielles 
rechtliches Abkommen als den Kauf eines Gebrauchtwagens (Video vom 03.12.14, 
ab 05:00), der Bau eines Kohlekraftwerks, das Betroffenen buchstäblich den Boden 
unter den Füßen wegzieht, in Form körperlicher Gewalt (Video vom 02.12.14, ab 
03:18) oder die Industrieländer beim Bezahlen ihrer Rechnung nach einem Dinner im 
Restaurant (Video vom 01.12.14, ab 01:42) – und dies alles in Form kurzer humor-
voller satirischer Inszenierungen. Dadurch verspottet CAN die Aussagen und Ent-
scheidungen der jeweiligen Länder durch Übertreibung, überspitzten Humor und Iro-
nie und führt so den Delegierten ihre fehlerhaften Entscheidungen direkt vor Augen. 
Auch ermöglicht CAN es mit den Mitteln der Rhetorik, Klimapolitik in einen anderen 
Kontext zu setzen und sie aus neuen Blickwinkeln zu sehen. 

Diese Art von Kritik kann das Interesse der Zuschauer und Leser wecken, da die In-
szenierungen und die Texte ungewöhnlich und unterhaltsam sind. Durch die unter-
haltsame Rhetorik kann CAN seine Adressaten, höchstwahrscheinlich einschließlich 
der Zielgruppe der Kritik, zum Nachdenken anregen, und sie dazu bringen, ihre Ent-
scheidungen aus einem anderen Blickwinkel zu betrachten, der ihnen zuvor eventuell 
nicht in den Sinn gekommen sein mag. Auch die Betonung darauf, dass „Ray of the 
Day“-Preise, also Lobe, sehr selten vergeben werden, übt Kritik und Druck aus. 
Durch die Satire und die Kritik provoziert CAN seine Adressaten und übt Druck aus, 
wodurch CAN eine Änderung des Verhaltens derjenigen erreichen will, deren Hand-
lungen die größte Reichweite haben, nämlich der Industrieländer. Das Verhalten der 
Länder soll sich in Richtung eines stärkeren Engagements für den Schutz der Welt-
bevölkerung vor den grundsätzlich negativen Folgen des Klimawandels ändern, 
wodurch mehr Gerechtigkeit und Solidarität im Klimaregime erzielt werden können. 
Im Newsletter wird ähnlicher Humor angewandt, wie während der Preisvergabe. 

Die Newsletter haben neben dem Ausdruck von Forderungen bzw. Widerstand auch 
die Funktion der Information, was eine weitere Methode ist, neue Leser zu gewinnen 
und zu erhalten. Die Informationen über die Geschehnisse der Klimaverhandlung 
erhöhen den Nutzen aus der Lektüre und die Leserschaft kann somit vergrößert wer-
den (vermutlich, da dies nicht gemessen wurde). Zu einer größeren Leserschaft und 
einem größeren Publikum kann auch der multilinguale Ausdruck CANs beitragen. In 
der Preisvergabe wurde Englisch und Spanisch gesprochen, und die Newsletter 
werden in den Sprachen Englisch, Spanisch und Französisch veröffentlicht. Eine 
primäre Funktion der Information konnte bei der Preisvergabe „Fossil of the Day“ 
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nicht festgestellt werden, sondern sie dient in erster Linie dem Vorwurf (oder dem 
Lob) an die Parteien der Verhandlung. Die Videoberichte handeln von der Preis-
vergabe, weshalb hier die Funktionen der Information mit der des Vorwurfs und des 
Widerstands einhergeht. Die drei Formen des Widerstands nutzt CAN, um Druck 

auszuüben und seine Vorstellungen eines gerechten Klimaregimes publik zu ma-
chen. Sie beziehen sich aufeinander und unterstützen sich somit gegenseitig. Denn 
alle drei Formen haben die Funktion, Aufmerksamkeit auf die Organisation zu erre-
gen – sowohl online, als auch vor Ort. 

Insgesamt möchte CAN seine Motivation zu einem auf Gerechtigkeit basierendem 
Klimaregime auf seine Leserschaft und sein Publikum, einschließlich der Delegierten 
der Verhandlung, übertragen und zu mehr Solidarität aufrufen. Daher möchte CAN 
zu Aktivitäten und Entscheidungen, die zur Verwirklichung dieser Prinzipien führen, 
animieren und Impulse setzen. 

 

6 Das politische Subjekt im Widerstand von Climate Action Net-
work 

In seiner Argumentation bezieht sich CAN auf wissenschaftliche Erkenntnisse insbe-
sondere des IPCC, auf den sich CAN für alle Fakten zum Klimawandel bezieht. Dar-
aus folgt, dass CAN vor allem die Beendigung der CO2-Emissionen durch fossile 
Energieträger anstrebt, denn diese seien gemäß wissenschaftlichem Konsens der 
Hauptauslöser des Klimawandels. Das Netzwerk legitimiert somit sein Handeln und 
seine Argumentation durch die Erkenntnisse und Meinungen von Wissenschaftlern, 
denn die Organisation handelt, eben weil die Wissenschaft verkündet, die über-
schüssige Menge an CO2-Emissionen bedeute gefährliche Ausmaße für die mensch-
liche Bevölkerung. Regelmäßig betont CAN die „katastrophalen Ausmaße“, die die 
derzeitige ökologische Krise annehmen werde, wenn nicht baldmöglichst gehandelt 
(„take action“) werde. Der Begriff der Natur wird allein auf ihre Gefährdung wie Bio-
diversitätsverlust und Versauerung der Ozeane reduziert, bzw. CANs Verständnis 
von Natur wird erst gar nicht detailliert erläutert („Let’s remember, nature won’t fall for 
accounting tricks“ in ECO vom 05.12.14, S. 2). Das Klima wird allein auf seine Er-
wärmung und die Extremwetterereignisse sowie die zerstörerischen Ausmaße redu-
ziert, wie z.B. Taifune und Todesopfer in den Philippinen – basierend auf den wis-
senschaftlichen Kennzahlen des IPCC. Damit respektiert CAN nicht die konstruktivis-
tische Perspektive auf den Naturbegriff und den des Klimas sowie geht nicht auf die 
pluralistischen Eigenarten (z.B. SWYNGEDOUW 2007) und die vielfältigen Bedeutun-
gen von „Natur“ und „Klima“ ein. So wird auch das CO2 auf seine bloße Rolle als „ge-
fährliches“ Element in der Atmosphäre reduziert, das der Ursprung allen (zukünfti-
gen) Übels und Leids sei, also der Grund für die Erwärmung der Atmosphäre sei, die 
das Gletscherschmelzen, den Meeresspiegelanstieg und als Folge die Zerstörung 
von ökologischen und menschlichen Systemen herbeiführe. Hier findet SWYNGE-

DOUWs (2010: 222) „Externalisierung des kollektiven Feindes CO2“ statt. Dadurch 
greift die Organisation die Hauptelemente des post-politischen Diskurses (z.B. ebd.) 
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auf, legitimiert ihr Handeln durch einen wissenschaftlichen Konsens und schließt sich 
dem Konsens unkritisch an. 

Auch trägt CAN zu einer Homogenisierung der Bevölkerung bei. Die Organisation 
stellt die gesamte Weltbevölkerung als kollektives Opfer der Klimakrise dar (siehe 
Kapitel 3.1). Die Weltbevölkerung sei als homogene Gruppe betroffen. Zudem unter-
scheidet CAN zwischen entwickelter und sich entwickelnder Welt, in letzterer seien 
die Menschen besonders vulnerabel und daher schützenswerter hinsichtlich der kli-
matischen Veränderungen, sodass sie in eine Sonderposition gestellt werden. Auch 
durch die Preisvergabe erfolgt eine Homogenisierung von Ländern, da der Preis je-
weils an ein Land vergeben wird. Länder werden jeweils als homogenes Gefüge dar-
gestellt und werden allein auf ihre (meist) unkooperativen und Klima-unfreundlichen 
Entscheidungen reduziert. Innere Heterogenität eines Landes existiert demnach 
nicht. CAN homogenisiert die Bedeutungen des Klimawandels, des CO2 oder der 
Bevölkerung und setzt sie als allgemeingültig durch. Eine solche Geste spiegelt ge-
mäß SWYNGEDOUW (2009) eine entschieden post-politische Handlung wieder, wie 
eben auch die Argumentation mit wissenschaftlichen Kenntnissen, ohne diese vorher 
kritisch zu infrage zu stellen. Damit bewegt sich die Organisation hauptsächlich im 
Rahmen der bestehenden Ordnung des Klimaregimes und ihres Konsenses bezüg-
lich des Klimawandels. So auch, indem CAN über die Mechanismen und Technolo-
gien des Klimaregimes diskutiert, und nicht über ihren äußeren Rahmen, also ihre 
Ideologien selbst spricht (z.B. SADER 2002). So werden z.B. die Menschenrechte und 
die Prinzipien der UN-Konvention für die Argumentation von CAN herangezogen, die, 
wie auch im Klimaregime, technokratisch gehalten ist (SWYNGEDOUW 2007, 2010). 
Und damit trägt CAN zu einer Konsolidierung der bestehenden polizeilichen Ordnung 
bei (SWYNGEDOUW 2013a: 146). 

Allerdings stellt die Organisation das kapitalistische, auf Profit und Privateigentum 
basierende System, in das das Klimaregime eingebettet ist, infrage und kritisiert es. 
Denn CAN fordert die Realisierung der Mechanismen durch öffentliche Finanzierung. 
Des Weiteren beschreibt CAN das Prinzip „divide and conquer“ (z.B. im Video vom 
04.12.14, 07:55) als Eigenschaft des Kapitalismus, die vulnerable Bevölkerungs-
gruppen zusätzlich schwächt und benachteiligt, und kritisiert damit den Kapitalismus 
und jene Delegierte der Klimaverhandlung, die sich den kapitalistischen Prinzipien 
anschließen. CAN übt diese Kritik durch eine Inszenierung während einer Preis-
vergabe aus (ebd.). Der Sprecher illustriert die erhöhte Vulnerabilität einer Gemein-
schaft und der einzelnen Teile des Abkommens durch ihre Trennung anhand von 
Eisstielstäbchen, die zu Bruch gehen, wenn sie einzeln, also voneinander getrennt, 
und nicht als Kollektiv existieren. Hierbei werden Merkmale des bestehenden Sys-
tems aufgegriffen. Die anschließende, offensichtlich ironisch gemeinte Aussage des 
Sprechers, man könne sich an den Schaden – das zerbrochene Stäbchen – anpas-
sen, bricht jedoch allein nicht mit der Konvention. Der Kapitalismus wird in diesem 
Moment durch die Aussage allein nicht außer Kraft gesetzt, was BUTLER (2006) für 
die Artikulation eines politischen Subjekts jedoch voraussetzt. Allerdings stellt CAN 
die Entscheidungen der Länder durch die Satire grundsätzlich infrage, sodass die 
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Zuschauer, einschließlich provozierter Länder, dazu geleitet werden, sich die grund-
legende Frage zu stellen, wieso sich die Parteien so verhalten. Ihr Verhalten wird als 
absurd und besonders dreist dargestellt, beispielsweise indem sich die Schauspieler, 
als Industrieländer, aus Bequemlichkeit weigern, ihre Rechnung nach einem Abend-
essen im Restaurant zu zahlen (Video vom 01.12.14, ab 01:42). Die Logik der wohl-
habendsten Länder und Verursacher des Klimawandels, sich primär ökonomische 
Sorgen zu machen, anstelle sich um das Wohl der vom Klimawandel Betroffenen zu 
sorgen, wird herausgefordert. Dieser Logik werden in Form von Forderungen und 
Richtlinien hauptsächlich im Newsletter die Prinzipien von Gerechtigkeit, Solidarität 
und Kooperation sowie Integration der Zivilgesellschaft zwecks Transparenz, Zugang 
zu Informationen und dem Äußern regionaler Bedürfnisse entgegengesetzt. Tatsäch-
lich von CAN angewendet werden diese Prinzipien durch die Bereitstellung von In-
formationen und die Möglichkeit für Betroffene, sich zu äußern. „Gerechtigkeit“ bleibt 
bei CAN dennoch ein Begriff, der sich weiterhin im bestehenden Kontext bewegt und 
seine konventionale Bedeutung beibehält (z.B. BUTLER 2006: 250ff.), denn CAN greift 
mit der Definition des Begriffs Elemente auf, die die Prinzipien des derzeitigen Klima-
regimes charakterisieren, wie etwa die Verwirklichung von Klimaschutz durch finan-
zielle Regulierungen. Der Begriff der Gerechtigkeit verändert daher nicht grundsätz-
lich den existierenden Rahmen und eröffnet keine „unvorhergesehene politische Zu-
kunft“ (ebd.: 252). CAN argumentiert weiterhin innerhalb dieses Rahmens und des-
sen, was „möglich“ ist, diskutiert über seine Mechanismen (z.B. SWYNGEDOUW 2010: 
226, 2013a: 149) wie Klimaschutz und Anpassung und benennt keine konkrete alter-
native Zukunft, die mit „alten“ Kontexten brechen würde. Damit entsteht kein echter 
Dissens, der die polizeiliche Ordnung einer völlig verschiedenen Ordnung gegen-
überstellen würde (RANCIÈRE 2008, siehe oben), und die Anforderungen an ein politi-
sches Subjekt werden nicht erfüllt. 

Auf der anderen Seite erkennt CAN eine bestimmte Vielfalt innerhalb einer Ordnung 
an, indem gesagt wird, dass sich „eine Menge“, z.B. Meinungen und Ziele innerhalb 
einer Gesellschaft innerhalb von fünf Jahren ändern kann (Videobericht vom 
04.12.14, ab 00:53; ECO vom 06.12.14, S. 2) und daher Zyklen von fünf Jahren für 
die Formulierung neuer Ziele und Verpflichtungen gefordert werden. Damit strebt 
CAN eine Anpassung der Klimapolitik an den gesellschaftlichen Wandel an, respek-
tiert also die interne Dynamik einer Gesellschaft und sieht sie nicht als ein statisches 
Gebilde. CAN vertritt daher die Ansicht, dass es keine dauerhaft feststehenden Prin-
zipien einer Ordnung gibt, die den Teilen der Gesellschaft einen festen Platz und ei-
ne aufgeteilte Funktion vorschreiben, wie es in RANCIÈREs polizeilicher Ordnung der 
Fall ist. Die Auffassungen von CAN bergen daher politische Tendenzen. 

Weiterhin werden durch die humorvollen und satirischen Inszenierungen und durch 
die Kommentare des Newsletters Zustände und Merkmale des bestehenden Sys-
tems aufgegriffen und in andere Kontexte überführt. Die Videoberichte jedoch sind 
weniger bis gar nicht humorvoll gehalten. Sie beschränken sich auf eine weniger 
spektakuläre Form von Kritik. In der Logik der bestehenden polizeilichen Ordnung 
des Neoliberalismus sind Menschen, die Widerstand leisten, anteillos – sie haben im 
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neoliberalen System keinen Platz und finden kein Gehör (RANCIÈRE 2008, siehe Ka-
pitel 3.2). In der gegenwärtigen Logik wird der Widerstand nicht anerkannt; es gibt 
nur Widerstand durch Anteillose, die anteillos bleiben und damit gewissermaßen 
„Verlierer“ des Systems sind, da sie nicht profitieren. Der überspitzte Humor und die 
Satire stellen den Widerstand und die Kritik jedoch nicht als anteillose „Verlierer“ und 
Leidtragende des Systems dar, sondern der Widerstand CANs nimmt die Rolle eines 
„Gewinners“ ein, der in bestimmter Hinsicht profitiert. Diejenigen, die den Widerstand 
ausüben, haben offensichtlich Freude an den Inszenierungen, geben sich auch im 
Newsletter oftmals vergnügt und bewirken, wie die Videos zeigen, auch die Unterhal-
tung und das Vergnügen ihrer Zuschauer (vermutlich auch ihrer Leserschaft). Der 
Widerstand nimmt so eine neue, positive Rolle an, in der er nicht primär als Leidtra-
gender dargestellt wird. Zudem können die vielen in Kapitel 5.3 genannten rhetori-
schen Mittel, sowie die tägliche Präsenz von CAN eine wachsende Anzahl an Lesern 
und Zuschauern zur Folge haben (tatsächliche Lese-/Zuschauerraten wurden nicht 
gemessen). Durch die ermöglichte Aufmerksamkeit und eine wahrscheinliche 
Beliebtheit durch Unterhaltungszwecke profitiert der Widerstand und erhält eine Rol-
le, d.h. er erfüllt während der Klimaverhandlung bestimmte Funktionen, wie z.B. der 
Information und der Unterhaltung. Die Logik, dass Widerstand in der neoliberalen 
Ordnung nicht gehört werden kann und soll, wird durch diesen humorvollen, amüsan-
ten und täglich wiederholten Widerstand herausgefordert und entkräftet, und der Wi-
derstand wird in eine andere, neue Position – seine Anerkennung – überführt. CAN 
ermöglicht eine andere Perspektive auf den Widerstand und diese Perspektive zer-
stört die Rolle des Widerstands in der bestehenden neoliberalen Logik – die Rolle 
seiner Funktionslosigkeit und seiner Nicht-Anerkennung. CAN ermöglicht seine An-
erkennung, indem CANs Widerstand eine Funktion erfüllt, und daher bricht CAN mit 
der Konvention (siehe RANCIÈRE 2008; BUTLER 2006). Die bestehende widerstands-
freie Logik wird einer Logik gegenübergestellt, in der Widerstand eine Stimme und 
eine Funktion erhält, oder zumindest anerkannt werden kann und nicht als „Verlierer“ 
bzw. Leidtragender des Systems gilt. CANs Widerstand richtet sich damit gegen je-
ne, die den Widerstand zuvor autorisiert haben (siehe BUTLER 2006: 250). Denn vor 
seiner Ausführung musste sich CAN als „outside event“ der Klimaverhandlung an-
melden (UNFCCC 2012, 2014d). CAN „enteignet“ den ihm gebotenen Rahmen durch 
die Umkehrung seiner Logik und kann so gegen die „Herrschaft“ der UNFCCC und 
des Klimaregimes arbeiten (BUTLER 2006: 250). Der Widerstand von CAN artikuliert 
hier als politisches Subjekt und verwirklicht Demokratie durch die Integration des 
sonst anteillosen Widerstands. 

Innerhalb CANs Widerstand, der nun in die Rolle seiner Anerkennung überführt wird, 
hebt das Netzwerk häufig die Bedürfnisse und das Potential der Zivilgesellschaft her-
vor und ermöglicht damit, dass auch die Zivilgesellschaft als Anteillose des derzeiti-
gen Klimaregimes in der Gesellschaft gehört wird. Durch den Bezug auf die Zivilge-
sellschaft stellt CAN eine Verbindung zwischen jenen Anteillosen – der Zivilgesell-
schaft – und denen, die die Aufteilung innerhalb der bestehenden polizeilichen Ord-
nung des Klimaregimes bestimmen, den Delegierten und weiteren Akteuren, her. 
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Damit stellt CAN einen Ort bereit, in dem sich Anteillose äußern können und ver-
schiedene Logiken aufeinandertreffen können, wie es auch die Nicht-
Regierungsorganisation Climate Justice Action (CJA) erzielen wollte (KENIS & MA-

THIJS 2014a: 155). Dies ist ein weiterer demokratischer und politischer Akt und eine 
weitere Initiative, das bestehende soziale Gefüge des Neoliberalismus zu durchbre-
chen, was gemäß SWYNGEDOUW (2007) eine Voraussetzung für die Änderung einer 
sozioökologischen Aufteilung der Ordnung ist. Hier zeigt sich also ein besonderes 
Potential in der Verwendung rhetorischer Mittel in performativen Äußerungen. Die 
Rhetorik greift bestehende Kontexte auf, d.h. „reiteriert“ sie nach BUTLER (2006). Die-
se „spielerische“, humorvolle und kreative Fassung des Widerstands hat auch in der 
Studie von DZUDZEK (2013) den Charakter eines politischen Subjektes aufweisen 
können. Der Widerstand wird neu positioniert und erfüllt eine bestimmte Funktion. 
Damit schafft CAN es, sich selbst während seiner Äußerung zu autorisieren (ebd.: 
250), und damit die Logik einer widerstandsfreien Ordnung umzukehren. Weniger 
wird dies durch die Videoberichte erreicht, da hier, bis auf den Bezug zum „Fossil of 
the Day“-Preis, Kritik ohne diese rhetorischen Mittel geäußert wird. 

SWYNGEDOUW (2007) fordert auch, Finanzen als Mittel zur Politik zu entkräften und 
die sozioökonomische Reorganisation der bestehenden Ordnung zu ermöglichen. 
CAN möchte zwar, dass finanzielle Mittel hauptsächlich vom Staat bereitgestellt wer-
den, aber die Organisation sieht genau in den finanziellen Verpflichtungen und Inves-
titionen in nachhaltige Energieträger die Lösung für ein gerechtes Klimasystem. Da-
mit wird kaum eine sozioökonomische Reorganisation der Gesellschaft gefordert. Die 
neoliberale kapitalistische Ideologie der Ordnung des bestehenden Klimaregimes 
wird nur in Teilen entkräftet, indem sich CANs Widerstand als anerkanntes Element 
der Gesellschaft positioniert und als solches staatliche Finanzen nachfragt. Ein Wi-
derstand, der eine Stimme in der Gesellschaft hat, erfüllt zumindest die Grundvo-
raussetzung dafür, Änderungen zu erzielen. CAN kann zwar zu mehr Gerechtigkeit 
und Solidarität im globalen System aufrufen und dadurch eventuell mehr öffentliche 
Klimafinanzierung oder eine stärkere Gewichtung des Loss & Damage-Mechanismus 
erreichen. Jedoch bewegt sich die Organisation mit ihrer Argumentation und ihren 
Forderungen hauptsächlich innerhalb des bestehenden sozioökonomischen Rah-
mens und der Mechanismen, die das derzeitige Klimaregime und den post-
politischen Rahmen prägen. Diese sind eben jene auf post-politischem Konsens be-
ruhende Mechanismen wie Klimaschutz, -Anpassung und Loss & Damage – ermög-
licht durch finanzielle Mittel – sowie der Bezug auf naturwissenschaftliche Erkennt-
nisse und dadurch die Reduktion des Klimawandels auf seine kalkulierten Größen, 
deren zerstörerische Ausmaße proklamiert werden. Dadurch fordert CAN des Weite-
ren weder eine grundsätzliche sozioökologische Reorganisation, noch benennt CAN 
konkrete „positive Anzeiger“ (SWYNGEDOUW 2010: 224) als Lösung für die Zukunft. 
Die Nachhaltigkeit, die CAN anstrebt, definiert keine klare Vorstellung einer Natur, 
die für CAN eine bestimmte Zukunft darstellen würde. Zwar konzentriert sich CAN 
auf erneuerbare Energien, diese eröffnen aber keine „unvorhergesehene politische 
Zukunft“, die BUTLER (2006: 252) fordert und die sich jenseits des bestehenden 
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Rahmens befinden würde und eine sozioökonomische Transformation (SWYNGE-

DOUW 2007) herbeiführen würde. Ein ähnliches Ergebnis erhielten KENIS und MATHIJS 
(2014a) in ihrer Studie zum Widerstand von Climate Justice Action (CJA). Diese 
NGO hat in ihrer Argumentation zu Klimagerechtigkeit keine Zukunft konkretisieren 
können (ebd.: 154ff.), was z.B. auch SADER (2002: 92f.) mit Hinblick auf die Artikula-
tionen von NGOs feststellt. Im Gegensatz dazu benennt CAN jedoch in den Hand-
lungsvorschlägen – mehr als CJA – welche Forderungen CAN an die Delegierten 
hat, um Gerechtigkeit zu erzielen, und bleibt damit weniger vage als CJA (vgl. KENIS 

& MATHIJS ebd.). CAN grenzt sich auch nicht zu sehr von den anderen Akteuren des 
Klimaregimes ab, da die Organisation in allen Formen des Widerstands die Delegier-
ten ansprechen und ihnen alternative Vorschläge für z.B. besseren Klimaschutz gibt. 
CAN agiert damit konstruktiv und ist auch in seinen Forderungen nach Klimagerech-
tigkeit klar, denn die Organisation argumentiert mit den Prinzipien der UN-
Konvention, mit Menschenrechten und der Gleichstellung der Geschlechter. Dieses 
Verhalten von CAN, indem verschiedene Vorschläge angebracht werden, kann als 
Abwägung oder Beratung im Sinne BARNETTs (2012) „deliberate democracy“ definiert 
werden. Wie aber bereits in Kapitel 3.4 genannt, basiert diese Abwägung auf Aus-
schluss. Denn in dem Moment, indem CAN über die Mechanismen der Klimapolitik 
argumentiert, schließt CAN die Kritik am äußeren Rahmen des Klimaregimes aus. 
Um nun nach SWYNGEDOUW politisch (und demokratisch) zu agieren, muss CAN bei-
spielsweise in seiner Forderung nach Nachhaltigkeit die Vielfältigkeit der sozialen 
Gruppen und Individuen sowie der Natur anerkennen, und darf die Natur nicht als 
rein naturwissenschaftliches Phänomen behandeln (auch HULME 2008). Zudem muss 
CAN die verschiedenen Mensch-Umwelt-Interaktionen benennen und in seinen For-
derungen berücksichtigen, um die Anforderungen an einen demokratischen und poli-
tischen Akt zu erfüllen (SWYNGEDOUW 2007: 37f.). CAN benennt zwar in Ansätzen 
einige ungleiche Folgen des klimatischen Wandels auf die Bevölkerung in Abhängig-
keit von ihrer Herkunft – Industrieländer und Entwicklungs- und Wachstumsländer –
 wobei hier jedoch regionale und lokale Heterogenität nicht berücksichtigt werden. 
Auch die Tatsache, dass Natur und Klima mehrere Bedeutungen haben können, er-
wähnt CAN nicht. 

Der Widerstand von CAN weist nach den Definitionen von SWYNGEDOUW politische 
Neigungen auf, indem das Prinzip eines nicht anerkannten, als „Verlierer“ der Ge-
sellschaft geltenden Widerstands umgekehrt wird. Dieser Logik wird – besonders im 
Newsletter und der Preisvergabe – durch Humor und durch seine Positionierung als 
amüsanten „Helden“ die Anerkennung des Widerstands entgegengesetzt und so das 
neoliberale System, in dem es in der Regel keinen Widerstand gibt, entkräftet. Dies 
ist zumindest eine Grundvoraussetzung für politischen Widerstand. Auch die Forde-
rung nach öffentlichen Klimafinanzen zeigt politische Tendenzen. Trotzdem ist CANs 
Widerstand überwiegend post-politisch, da CAN finanzielle Mittel dem Politischen, 
dessen Ziel eine „echte“ sozioökonomische (Re)Konstruktion (SWYNGEDOUW 2007: 
38) ist, in den Vordergrund stellt. Auch bezieht sich CAN fortlaufend auf die Erkennt-
nisse des IPCC und geht somit mehr aus naturwissenschaftlicher als aus interdiszip-
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linärer Sicht an den Klimawandel heran. CAN fordert Klimafinanzierung und Klimage-
rechtigkeit, schließt sich dem wissenschaftlichen Konsens an und bewegt sich mit 
seinen meist technokratischen Forderungen weitestgehend im Rahmen des Klimare-
gimes. Dieser Rahmen wird nicht vollständig außer Kraft gesetzt und CANs Argu-

mentation kann daher keine sozioökonomische und sozioökologische Neugestaltung 
der Ordnung des Klimaregimes bewirken, was jedoch „echtes“ politisches Handeln 
nach SWYNGEDOUW (ebd.) erfordert. Denn nur durch eine sozioökonomische Reor-
ganisation kann das neoliberale ökonomisch ausgerichtete System, dessen Struktu-
ren die Ursachen für die derzeitigen ökologischen Probleme darstellen, entkräftet 
werden (SWYNGEDOUW 2010: 228). Für die totale Reorganisation der bestehenden 
Strukturen ist eine Herangehensweise aus geographischer Sicht sinnvoll. Sie verfolgt 
einen interdisziplinären Ansatz und betrachtet daher verschiedene soziale sowie öko-
logische Systeme und ihre Wechselwirkungen. Würde CAN diese Perspektive ein-
nehmen, würde sich CAN nicht ausschließlich auf den IPCC berufen können, son-
dern die verschiedenen lokalen Wirkungen und die unterschiedlichen Reaktionen der 
lokalen Bevölkerung auf die klimatischen Veränderungen (z.B. ARNALL & KOTHARI 
2015; ARNALL et al. 2013; HULME 2008; FARBOTKO & LAZRUS 2012; MARINO & RIBOT 

2012) betonen. 

Doch gerade, weil CAN so eine Vielzahl an Umwelt-NGOs (mehr als 950) vertritt und 
somit weltweite Unterstützung erhält, und wiederum weltweit Einfluss nehmen kann, 
hat CAN ein großes Potential, Änderungen auf vielen Ebenen global zu bewirken. Es 
kann davon ausgegangen werden, dass die Interessen und Zielsetzungen der NGOs 
den jeweiligen lokalen und regionalen Bedürfnissen entsprechen. Das ermöglicht 
CAN einen Regionen-übergreifenden demokratischen Prozess, und ermöglicht es 
auch, sowohl innerhalb, als auch außerhalb des Netzwerks als Multiplikator zu wir-
ken. Die Tatsache, dass mit 110 Ländern, die bei CAN vertreten sind, nur etwas über 
50 Prozent der Länder der Welt repräsentiert sind, widerspricht einerseits nicht den 
demokratischen Anforderungen – die Mitgliedschaft bei CAN ist ja nicht verpflichtend 
– andererseits kann es zum Ausschluss der Interessen der NGOs der übrigen Län-
der führen. Die Kommunikationsprozesse und Interkationen zwischen CAN und sei-
nen Mitgliedern waren jedoch nicht Gegenstand dieser Analyse. 

Wie die obenstehende Analyse gezeigt hat, besitzt CAN das Potential, außerge-
wöhnliche Sichtweisen im bestehenden Rahmen zu vertreten und diese in ihre all-
gemeine Anerkennung zu überführen. Zu Gunsten der ökologischen Probleme wäre 
es sinnvoll, Klimapolitik neu zu definieren und auszurichten, indem CAN einen „posi-
tiven Anzeiger“ (SWYNGEDOUW 2010: 224) benennen würde, der eine totale sozio-
ökonomische und -ökologische Reorganisation bewirken könnte. Zumindest agiert 
CAN bereits auf der richtigen Ebene, da es ein transnationales Netzwerk ist, und 
damit weltweite gesellschaftliche Strukturen im politischen Akt berücksichtigen kann. 
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7 Fazit 
„Echtes“ demokratisches und politisches Handeln bedeutet nach SWYNGEDOUW die 
Anerkennung der Vielfalt an Bedeutungen, die jedem Begriff je nach Betrachtung 
zugewiesen werden können. Im Kontext des Klimaregimes bedeutet dies vor allem 
das Berücksichtigen der verschiedenen sozialen Strukturen und ihrer Pfadabhängig-
keiten in Bezug auf ökonomische und ökologische Veränderungen. In der politischen 
Artikulierung gilt es, diese verschiedenen Konstruktionen in ihrer Vielfältigkeit gegen-
überzustellen und Dissens zwischen ihnen zu erlauben. Dieser Dissens ermöglicht 
ferner eine Neugestaltung der bestehenden Ordnung. Er wird jedoch durch die der-
zeitigen neoliberalen kapitalistischen Strukturen des internationalen Klimaregimes 
verhindert. Daher wird das derzeitige Klimaregime als post-politisch bezeichnet. So 
strukturiert sich das Klimaregime durch reines Regulieren und Ausführen von dem, 
was Experten und Eliten verkünden. Dies hat zur Folge, dass das Klimaregime ge-
wissermaßen choreographiert ist, und Widerstand, der diese Strukturen herausfor-
dern möchte und Änderungen anstrebt, in der Öffentlichkeit keine Anerkennung fin-
det. Folglich können Diskussionen und Auseinandersetzungen bezüglich möglicher 
zukünftiger Gefüge und Rahmen-gebender Werte nicht stattfinden. Die Artikulierung 
eines Widerstands, der die Anforderungen an ein politisches Subjekt erfüllt, hat das 
Potential, die bestehenden Strukturen zu durchbrechen und damit sowohl eine Um-
gestaltung, als auch eine völlige Neugestaltung der Strukturen zu ermöglichen. So 
würden die Ursachen für die heutigen ökologischen Probleme adressiert, da das ka-
pitalistische System durch seine Fokussierung auf Wirtschaftswachstum maßgebend 
zum klimatischen Wandel beigetragen hat (z.B. SWYNGEDOUW 2010: 228). 

Mit der Methode der Grounded Theory wurden CANs Handlungsweisen und ihre 
Pfadabhängigkeiten erfasst und analysiert. Es konnte herausgearbeitet werden, dass 
der Widerstand von CAN all seine Handlungen und Forderungen auf den Prinzipien 
Gerechtigkeit und Solidarität im Klimaregime basiert. Ferner hat diese Arbeit gezeigt, 
dass es CANs Widerstand im Vorgang seiner Artikulierung durch rhetorische Mittel 
wie Satire und Humor gelingt, das neoliberale Gefüge infrage zu stellen. Es zeigte 
sich das Potential der Rhetorik und des Humors in der Artikulierung des Wider-
stands, den Widerstand anders darzustellen, als einen unterdrückten und von der 
Öffentlichkeit ignorierten Widerstand. CANs Widerstand erfüllt die Funktionen der 
Information und der Unterhaltung und ermöglicht so seine öffentliche Anerkennung. 
Jedoch geht CAN nicht von einer vielfältigen Bedeutung ökologischer Veränderun-
gen und ihrer Effekte auf unterschiedliche soziale Strukturen im Sinne des Politi-
schen nach SWYNGEDOUW aus. CAN geht meist von einer naturwissenschaftlichen 
Betrachtung des Klimawandels aus, und greift damit Elemente des post-politischen 
Konsenses auf, ohne diese kritisch herauszufordern. CAN fordert Nachhaltigkeit, oh-
ne diese in ihren Eigenschaften und Effekten auf sozioökologische Interaktionen zu 
konkretisieren. Daher ist der Widerstand von CAN überwiegend post-politisch und 
ermöglicht nicht den Dissens zwischen verschiedenen sozioökologischen Konstrukti-
onen, die die Zukunft gestalten könnten. Das politische Handeln jedoch erfordert ide-
ologischen Dissens. Es bedarf einer ideologischen Differenz zwischen dem Aufzei-



 Kapitel 7: Fazit  

 38 

gen verschiedener Ordnungen für die Zukunft, um eine Reorganisation der beste-
henden Ordnung zu ermöglichen. Um die Ursachen der ökologischen Probleme zu 
adressieren und diese zu beheben, müssen nach SWYNGEDOUW die bestehenden 
sozioökonomischen und sozioökologischen Strukturen, d.h. die Interaktionen zwi-
schen Mensch (im weitesten Sinne) und Umwelt, grundsätzlich infrage gestellt wer-
den. Die Interaktionen und Abhängigkeiten zwischen Mensch und Umwelt müssen in 
ihrer Gänze anerkannt werden, um Demokratie im Sinne des Politischen zu erzielen 
und die Konfrontation von Antagonismen zu ermöglichen. Mit dieser Konfrontation 
entsteht ein Raum für neue Ideen, die eine Neugestaltung der bestehenden Struktu-
ren anregen können. Ein politischer Widerstand, der grundsätzliche Änderungen im 
Klimaregime anstrebt, um die Ursachen des Klimawandels gezielter als bisher zu 
adressieren, hat ein besonderes Potential, zu einer Neugestaltung der bestehenden 
Ordnung beizutragen und dazu aufzurufen. 

Vor allem, da CAN stellvertretend für 950 Umwelt-NGOs weltweit spricht und welt-
weite Unterstützung erhält, sowie wiederum einflussreich und sehr präsent ist, besä-
ße die Organisation in der kontinuierlichen Ausführung „echten“ politischen Wider-
stands das Potential, hohen Druck zu erzeugen und somit Veränderungen zu bewir-
ken. Gleichzeitig ist es wichtig, dass auch die Interessen der noch nicht vertretenen 
Länder in Betracht gezogen werden, und im demokratischen Sinne die noch „Anteil-
losen“ (RANCIÈRE 2008, siehe Kapitel 3.2) als Teil von CANs Widerstands einbezo-
gen werden. 

Der Widerstand muss seinen Empfängern, seinen Zuschauern und seiner Leser-
schaft vor Augen führen, welche Möglichkeiten eines neuen, alternativen sozioökolo-
gischen Gefüges für die Zukunft existieren. Dies kann, wie CANs Widerstand gezeigt 
hat, mit Mitteln der Rhetorik, z.B. mit Humor und Satire und bildlichen Mitteln wie Me-
taphern, erfolgen, um überhaupt die Voraussetzung zu erfüllen, im widerstandsfreien 
neoliberalen Gefüge Aufmerksamkeit und Anerkennung zu erlangen. Weiterhin kann 
der Fokus auf eine geographische Perspektive gelegt werden, die Mensch-Umwelt-
Interaktionen aus verschiedenen Perspektiven, eben nicht nur aus naturwissen-
schaftlicher Sicht, betrachtet (vgl. HULME 2008). Die geographische Herangehens-
weise an den Klimawandel eröffnet eine neue Perspektive und Herangehensweise 
an den Klimawandel für die Allgemeinheit und verhindert damit die Fokussierung auf 
seine wissenschaftlichen Kennzahlen, als eines der Kernelemente der post-
politischen Verhältnisse, und ermöglicht so demokratischeres Handeln im Sinne des 
Politischen. 
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